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Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte einer Haus- und Grundbesitzer-Haft-
pflichtversicherung. Die vollständigen Informationen und den für Ihren Vertrag vereinbarten Versicherungsumfang finden Sie in Ihren Vertragsun-
terlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie um fassend informiert sind, lesen Sie bitte alle 
Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Schadenersatzforderun-
gen Dritter aus Schäden stehen, für die Sie verantwortlich sind.

Was ist versichert?

✓	 	Gegenstand der Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung ist es, 
gegen Sie geltend gemachte Haftpflichtansprüche zu prüfen, berechtigte 
Ansprüche zu befriedigen und unberechtigte Ansprüche abzuwehren.

✓	 	Versichert sind die Schäden an Personen und Sachen, die von Ihrem 
 Grundstück und den aufstehenden Gebäuden ausgehen.

✓	 	Der Haftpflichtschutz für Haus- und Grundbesitzer (z. B. als Eigentümer, 
Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznießer) umfasst beispielsweise 
Schäden durch: 

 ✓ Schadhaftigkeit von Treppen und Wegen; 
 ✓  mangelhafte Beleuchtung oder Glätte bzw. Verschmutzung von Geh-

wegen; 
 ✓ durch sich lösende Gebäudeteile; 
 ✓ bei kleineren Bauvorhaben. 
✓	 	Versichert sind die Schäden an Personen und Sachen, die von Ihrer Bau-

stelle, Ihrem Grundstück und den darauf stehenden Gebäuden ausgehen.
✓	 	Im Falle von Wohnungseigentümergemeinschaften erstreckt sich der 

Versicherungsschutz auch auf Schäden u. a. aus den Gefahren des 
gemeinschaftlichen Eigentums (Treppenhaus, Einfahrt, Dach).

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
✓	 	Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen können Sie Ihrem Antrag 

oder auch Ihrem Versicherungsschein entnehmen.

Was ist nicht versichert?

  Bestimmte Risiken sind jedoch nicht versichert. Hierfür benötigen Sie eine 
separate Absicherung. Dazu gehört z. B. eine berufliche Tätigkeit.

  Zur gesetzlichen Haftpflicht gehört nicht, wenn Sie sich allein durch eine 
vertragliche Zusage gegenüber einem anderen zu einer Leistung 
verpflichten.

  Wir leisten für Schäden überdies nur bis zu den vereinbarten Versicherungs-
summen. Wenn Sie eine Selbstbeteiligung vereinbart haben, ist diese bei 
jedem Versicherungsfall zu berücksichtigen.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?

!  Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten versichern. Sonst müssten 
wir einen erheblich höheren Beitrag verlangen. Deshalb haben wir einige 
Fälle aus dem Versicherungsschutz herausgenommen, z. B. alle Schäden: 

 !  aus vorsätzlicher Handlung;
 !  zwischen Mitversicherten;
 !  durch den Gebrauch eines versicherungspflichtigen Kraft- oder Luft-

fahrzeugs.

Wo bin ich versichert?

✓  Die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung gilt auch für im Ausland eintretende Versicherungsfälle, wenn diese auf das im Versicherungsschein genannte 
Grundstück und den darauf stehenden Gebäuden im Inland zurückzuführen sind.
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Wann und wie zahle ich?

Den ersten oder den einmaligen Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen.  
Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung zwischen uns kann  
das monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den  
Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen.

Welche Verpflichtungen habe ich?

Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten:
–  Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben.
–  Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat. 
–  Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen.
–  Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche geltend  

gemacht worden sind. 
–  Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße  

Schadenberichte bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen.

Wann beginnt und endet die Deckung?

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten  
Versicherungsbeitrag gezahlt haben. Anderenfalls beginnt der Versicherungsschutz mit der Zahlung. 
Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr? Dann verlängert er sich automatisch um jeweils ein Jahr. Ausnahme:  
Sie oder wir haben den Vertrag gekündigt. 

Wie kann ich den Vertrag kündigen?

Sie oder wir können den Vertrag zum Ende der vereinbarten Dauer kündigen (das muss spätestens drei Monate vorher geschehen).  
Sie oder wir können auch kündigen, z. B. nach einem Schadenfall oder auch bei endgültigem Wegfallen Ihres Versicherungs risikos –  
etwa durch Umzug ins Ausland. Dann endet der Vertrag schon vor Ende der vereinbarten Dauer.



Allgemeine Vertragsinformationen
gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 

in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)

1. Identität des Versicherers
 VHV Allgemeine Versicherung AG
 Rechtsform: Aktiengesellschaft
 Registergericht: Amtsgericht Hannover
 Registernummer: HRB 57331
 USt-IdNr.: DE 815 099 837

 Postanschrift: 30138 Hannover
 Hausanschrift und  
 Sitz der Gesellschaft: VHV-Platz 1
  30177 Hannover
  (ladungsfähige Anschrift)

 Vorstand: Dr. Sebastian Reddemann, Sprecher,
  Ulf Bretz,
  Dr. Thomas Diekmann,
  Sina Rintelmann,
  Dr. Angelo O. Rohlfs
 Vorsitzender 
 des Aufsichtsrates: Thomas Voigt

2.  Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
  Die VHV Allgemeine Versicherung AG betreibt das Versicherungsgeschäft in 

den folgenden Versicherungssparten:
 – Kraftfahrtversicherung,
 – Allgemeine Haftpflichtversicherung,
 – Sachversicherung inkl. Technische Versicherung,
 – Unfallversicherung,
 – Kautionsversicherung.

3.  Versicherungsbedingungen und Tarifbestimmungen
  Für das Versicherungsverhältnis zwischen Ihnen und uns gelten der Antrag, 

die gesetzlichen Bestimmungen und die Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen sowie die für die einzelnen Versicherungsarten geltenden Besonde-
ren Bedingungen, Zusatzbedingungen, Tarifbestimmungen und Sonderver-
einbarungen.

4.  Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung
  Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit unserer Leistungen entnehmen 

Sie bitte dem Versicherungsantrag, dem Versicherungsschein und den Ver-
tragsbestimmungen.

5. Gesamtpreis der Versicherung
  Die Höhe der Einzelbeiträge, der zu entrichtende Gesamtbeitrag einschließlich 

der gesetzlichen Versicherungsteuer und der Zeitraum, für den der Beitrag zu 
zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein ausgewiesen.

6. Zusätzliche Kosten
  Bei Beitragsrückständen berechnen wir Mahnkosten; bei Rückläufern im 

Lastschriftverfahren behalten wir uns vor, Ihnen die Bankgebühren in Rech-
nung zu stellen. Weitere Gebühren oder Kosten, z. B. für die Antragsbearbei-
tung werden nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Telekommunikations-
gebühren anfallen, die über die normalen Telefonkosten hinausgehen, wer-
den diese bei der jeweiligen Telefonnummer angegeben.

7. Beitragszahlung
  Die Beiträge sind zum jeweiligen Fälligkeitstermin zu zahlen. Diese Termine, 

die Zahlungsart und die Zahlungsweise können Sie Ihrem Versicherungs-
schein entnehmen.

8. Gültigkeitsdauer des Angebots
  Den Ihnen überreichten Angebots- und Antragsunterlagen liegen die Bei-

träge, Versicherungsleistungen, Versicherungsbedingungen und Verbrauche-
rinformationen zugrunde, die zum Zeitpunkt der Aushändigung gelten.

9. Zustandekommen des Vertrags
  Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und unsere inhalt-

lich übereinstimmende Vertragserklärung (Willenserklärungen) zustande, 
wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht innerhalb von 14 Tagen widerrufen. 

  Im Fall von Abweichungen von Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinba-
rungen sind diese – einschließlich Belehrung und Hinweisen auf die damit 
verbundenen Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert auf-
geführt. 
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  Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen 
nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, 
dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht unverzüglich, sondern zu 
einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem Zeitpunkt, es sei denn, Sie haben die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten.

  Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten der Vertrags-
gestaltung zu klären sind) auch aufgrund einer vorläufigen Deckungszusage 
in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger Versicherungsvertrag, 
der insbesondere nach endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen 
oder Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungs-
schutz endet.

  10. Widerrufsbelehrung
  Abschnitt 1 – Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

 Widerrufsrecht
   Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne 

Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.

 Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
 – der Versicherungsschein,
 –  die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhält-

nis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum 
einschließlich der Tarifbestimmungen,

 – diese Belehrung,
 –  das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, dies allerdings nur, 

wenn Sie Ihre Vertragserklärung als Verbraucher abgegeben haben,
 –  und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen
 jeweils in Textform zugegangen sind.

  Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
 Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

 VHV Allgemeine Versicherung AG, 30138 Hannover
 Fax: +49.511.907-89 99, E-Mail: service@vhv.de 

 Widerrufsfolgen
  Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und 

wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallen-
den Teil des Beitrages, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitra-
ges, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in 
diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich 
wie folgt berechnet:

  Anzahl der Tage,  
an denen  
Versicherungsschutz  
bestanden hat

  Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätes-
tens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 

  Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat 
der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzu-
gewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

 Besondere Hinweise
  Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 

Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie 
Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

  Abschnitt 2 – Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weite-
ren Informationen

  Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen 
werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt:

 Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen
 Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

 1.  die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die 
der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch das Han-
delsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zuge-
hörige Registernummer;

 1/30 des Monatsbeitrags bzw. 
x 1/90 des Vierteljahresbeitrags bzw. 
 1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 
 1/360 des Jahresbeitrags
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  12.  Beendigung des Vertrags
  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Ver-

trag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei Verträgen, die 
von vornherein einen festen Endtermin vorsehen, endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 Im Übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden Fällen:
 –  für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach dem Versiche-

rungsfall,
 –  für den Versicherer bei Nichtzahlung der Folgeprämie,
 –  für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

  Einzelheiten können Sie den nachfolgend abgedruckten Allgemeinen Be-
dingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon 
unberührt.

13. Anzuwendendes Recht, zuständiges Gericht
  Auf den Vertrag und die vorvertraglichen Beziehungen ist das Recht der Bun-

desrepublik Deutschland anwendbar. Der allgemeine Gerichtsstand für Kla-
gen gegen uns ist Hannover. Als natürliche Person können Sie aber auch an 
dem Gericht klagen, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren 
festen Wohnsitz haben oder, in Ermangelung eines solchen, Ihr gewöhnlicher 
Wohnsitz liegt. Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben oder Ihr Wohnsitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, 
bestimmt sich abweichend von vorgenannter Regelung die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach unserem Sitz.

14.  Anzuwendende Sprache
  Die Vertragsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher Sprache 

mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommunizieren wir mit Ihnen in 
deutscher Sprache.

15.  Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
  Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder um eine 

Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage befindet, gilt:

  Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten können Sie sich an den 
Ombudsmann für Versicherungen wenden.

  Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist Mitglied im Verein  
Versicherungs ombudsmann e.V.

 Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
 Tel.: 0800 3696000
 E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 Internet: www.versicherungsombudsmann.de
  Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei 

arbeitende Schlichtungsstelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen und erkennen die Entscheidungen des Om-
budsmanns bis zu einem Streitwert von 10.000 EUR als verbindlich an. Die 
Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt davon unberührt.

  Wenn Sie diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail) 
abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die 
Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde 
wird dann über diese Plattform an den Versicherungsombudsmann weiter-
geleitet.

16.  Aufsichtsbehörde
  Wenn Sie als Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch uns als Versi-

cherer nicht zufrieden sind oder Meinungsverschiedenheiten bei der Vertrag-
sabwicklung auftreten, können Sie sich auch an die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht wenden. Wir unterliegen als Versicherer der 
Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
 Sektor Versicherungsaufsicht
 Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
 Telefon:  0800 2 100 500
 E-Mail:  poststelle@bafin.de
 Internet:  www.bafin.de 

  Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streit-
fälle nicht verbindlich entscheiden kann.

17. Hinweis für bestehende Verträge
  Wenn der Vertrag vor dem 18. November 2005 abgeschlossen wurde, gilt die 

Mitgliedschaft in der VHV Vereinigte Hannoversche Versicherung a. G. fort. 

 2.  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, 
die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und Ihnen 
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder 
-gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließ-
lich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die 
Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

 3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

 4.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere 
Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;

 5.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und 
sonstigen Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln auszuweisen 
sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbstständige Versi-
cherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berech-
nung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

 6. a)  gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insge-
samt zu zahlenden Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Gebüh-
ren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm 
in Rechnung gestellt werden;

   b)  alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fernkommunikations-
mitteln entstehen, wenn solche zusätzlichen Kosten in Rechnung 
gestellt werden;

 7.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere 
zur Zahlungsweise der Beiträge;

 8.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Infor-
mationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, 
insbesondere hinsichtlich des Preises;

 9.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über 
den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie die 
Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden 
sein soll;

 10.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Be-
dingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und An-
schrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, 
und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über 
den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen 
haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestim-
mungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deut-
lich gestalteten Form;

 11. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
   b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

 12.  Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertrag-
lichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstra-
fen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmun-
gen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich ge-
stalteten Form;

 13.  das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das 
auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

 14.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Ab-
schnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die 
Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustim-
mung die Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu füh-
ren;

 15.  einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzu-
weisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

 16.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Mög-
lichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

  Ende der Widerrufsbelehrung

11.  Laufzeit des Vertrags
  Die Versicherungsdauer beträgt in der Regel mindestens ein Jahr. Nach Ab-

lauf des ersten Versicherungsjahres verlängert sich der jeweilige Vertrag 
stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn er nicht fristgemäß gekündigt wird. 
Etwaige Besonderheiten ergeben sich aus dem Antrag oder dem Versiche-
rungsschein.
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  12.  Beendigung des Vertrags
  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Ver-

trag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei Verträgen, die 
von vornherein einen festen Endtermin vorsehen, endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 Im Übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden Fällen:
 –  für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach dem Versiche-

rungsfall,
 –  für den Versicherer bei Nichtzahlung der Folgeprämie,
 –  für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

  Einzelheiten können Sie den nachfolgend abgedruckten Allgemeinen Be-
dingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon 
unberührt.

13. Anzuwendendes Recht, zuständiges Gericht
  Auf den Vertrag und die vorvertraglichen Beziehungen ist das Recht der Bun-

desrepublik Deutschland anwendbar. Der allgemeine Gerichtsstand für Kla-
gen gegen uns ist Hannover. Als natürliche Person können Sie aber auch an 
dem Gericht klagen, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren 
festen Wohnsitz haben oder, in Ermangelung eines solchen, Ihr gewöhnlicher 
Wohnsitz liegt. Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben oder Ihr Wohnsitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, 
bestimmt sich abweichend von vorgenannter Regelung die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach unserem Sitz.

14.  Anzuwendende Sprache
  Die Vertragsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher Sprache 

mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommunizieren wir mit Ihnen in 
deutscher Sprache.

15.  Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
  Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder um eine 

Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage befindet, gilt:

  Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten können Sie sich an den 
Ombudsmann für Versicherungen wenden.

  Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist Mitglied im Verein  
Versicherungs ombudsmann e.V.

 Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
 Tel.: 0800 3696000
 E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 Internet: www.versicherungsombudsmann.de
  Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei 

arbeitende Schlichtungsstelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen und erkennen die Entscheidungen des Om-
budsmanns bis zu einem Streitwert von 10.000 EUR als verbindlich an. Die 
Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt davon unberührt.

  Wenn Sie diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail) 
abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die 
Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde 
wird dann über diese Plattform an den Versicherungsombudsmann weiter-
geleitet.

16.  Aufsichtsbehörde
  Wenn Sie als Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch uns als Versi-

cherer nicht zufrieden sind oder Meinungsverschiedenheiten bei der Vertrag-
sabwicklung auftreten, können Sie sich auch an die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht wenden. Wir unterliegen als Versicherer der 
Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
 Sektor Versicherungsaufsicht
 Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
 Telefon:  0800 2 100 500
 E-Mail:  poststelle@bafin.de
 Internet:  www.bafin.de 

  Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streit-
fälle nicht verbindlich entscheiden kann.

17. Hinweis für bestehende Verträge
  Wenn der Vertrag vor dem 18. November 2005 abgeschlossen wurde, gilt die 

Mitgliedschaft in der VHV Vereinigte Hannoversche Versicherung a. G. fort. 

 2.  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, 
die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und Ihnen 
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder 
-gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließ-
lich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die 
Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

 3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

 4.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere 
Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;

 5.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und 
sonstigen Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln auszuweisen 
sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbstständige Versi-
cherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berech-
nung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

 6. a)  gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insge-
samt zu zahlenden Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Gebüh-
ren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm 
in Rechnung gestellt werden;

   b)  alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fernkommunikations-
mitteln entstehen, wenn solche zusätzlichen Kosten in Rechnung 
gestellt werden;

 7.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere 
zur Zahlungsweise der Beiträge;

 8.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Infor-
mationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, 
insbesondere hinsichtlich des Preises;

 9.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über 
den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie die 
Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden 
sein soll;

 10.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Be-
dingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und An-
schrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, 
und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über 
den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen 
haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestim-
mungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deut-
lich gestalteten Form;

 11. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
   b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

 12.  Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertrag-
lichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstra-
fen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmun-
gen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich ge-
stalteten Form;

 13.  das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das 
auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

 14.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Ab-
schnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die 
Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustim-
mung die Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu füh-
ren;

 15.  einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzu-
weisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

 16.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Mög-
lichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

  Ende der Widerrufsbelehrung

11.  Laufzeit des Vertrags
  Die Versicherungsdauer beträgt in der Regel mindestens ein Jahr. Nach Ab-

lauf des ersten Versicherungsjahres verlängert sich der jeweilige Vertrag 
stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn er nicht fristgemäß gekündigt wird. 
Etwaige Besonderheiten ergeben sich aus dem Antrag oder dem Versiche-
rungsschein.

Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle 
Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir 
in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig an-
zuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen 
fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

  Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir 
vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

  Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Er-
klären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfal-
les, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie 
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene 
Umstand 

 –  weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles 

 –  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leis-
tungspflicht 

  ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, 
wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

  Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, wel-
cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

2. Kündigung

  Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vor-
vertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

  Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

 
3. Vertragsänderung

  Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-

stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Ver-
langen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht 
fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rück-
wirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht 
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

  Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mittei-
lung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf die-
ses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4.  Ausübung unserer Rechte

  Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die 
das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis 
erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die 
Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. 
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist. 

  Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten.

  Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-
tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt haben. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person

  Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
 andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung 
und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte 
die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre 
eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können 
sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit zur Last fällt.

Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, sehr geehrter Versicherungsnehmer,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die von uns gestellten Fragen wahr-
heitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der 
VHV Allgemeine Versicherung AG, VHV-Platz 1, 30177 Hannover schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. 
 Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.
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KLASSIK-GARANT
LEISTUNGS-UPDATE-GARANTIE
Versicherungssummen
NEU 30 oder 50 Mio. Euro pauschal für Personen-, Sach- und Vermögensschäden (bei Personenschäden max. 15 Mio. Euro  
je geschädigte Person)
Vorsorgeversicherung bis zur Versicherungssumme

Leistungen
Prüfung der Haftpflichtfrage / Abwehr unberechtigter Ansprüche / Freistellung von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen

NEU Summen- und Konditionsdifferenzdeckung (Sofortschutz) bis 12 Monate

NEU Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit, max. 12 Monate

NEU Forderungsausfalldeckung bei gerichtlicher Geltendmachung inkl. Schäden durch Vorsatz

Rund ums Haus
Haftpflichtansprüche aufgrund Verletzung der Verkehrssicherungspflicht des Immobilieninhabers (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, 
Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen)
Selbst genutzte Büro- oder Praxisräume im versicherten Objekt bis 50 % der Gesamtfläche (Verkehrssicherungspflicht)

Baumaßnahmen an den versicherten Immobilien und Grundstücken NEU bis 100.000 Euro Bausumme

Zu dem Versicherungsgrundstück gehörende Garagen und Nebengebäude

Besitz und Verwendung von Turn- und Spielplätzen, Aufzügen und Schwimmbädern

Flüssiggastanks, privat genutzte Abwassergrube, eigene Kläranlage, Abwasser-, Rückstau- und Allmählichkeitsschäden

Beschädigung, Vernichtung, Verlust von gemieteten, geliehenen fremden Sachen NEU bis zur Versicherungssumme ohne SB

Mitversicherung von Personen zur Betreuung der Grundstücke (z. B. Hausmeister, Verwalter)

Regressansprüche der Sozialversicherer, Sozialhilfeträger, NEU Bundesagentur für Arbeit, privater Versicherungsunternehmen

Wohnungseigentümergemeinschaften
Mitversicherung des Verwalters und der Wohnungseigentümer bei Betätigung im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft

Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den Verwalter

Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer

Gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft

Erneuerbare Energien
NEU Regenerative Energien, z. B. Flächengeothermie-, Photovoltaik-, Solaranlagen, Balkonkraftwerke inkl. Einspeisung in fremdes Stromnetz

NEU Geothermieanlagen, die mittels Bohrung errichtet werden oder wurden, bis 200 m Bohrtiefe und 1 Mio. Euro

Umwelt
Kleingebinde bis 100 l/kg, gesamt 1.000 l/kg / Öltank NEU bis 10.000 Liter

Ansprüche nach Umweltschadensgesetz bis 3 Mio. Euro

PRODUKTÜBERSICHT
HAUS- UND GRUNDBESITZER-HAFTPFLICHTVERSICHERUNG

 enthalten   optional

Produktbeschreibungen und die Hinweise NEU beziehen sich auf den Leistungsumfang unseres derzeit aktuellen Produkts aus 09/2024 und sind stark verkürzt wiederge geben. 
Maßgebend ist ausschließlich der Wortlaut der Versiche rungsbedingungen.



Allgemeine Versicherungsbedingungen für die  
Private Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung KLASSIK-GARANT 
(AVB HuG KLASSIK-GARANT 2024)
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Teil A 

Abschnitt A1

Privates Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtrisiko

A1-1  Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten (versichertes 
Risiko) 

A1-2  Regelungen zu mitversicherten Personen und zum 
Verhältnis zwischen den Versicherten  
(Versicherungsnehmer und mitversicherten  
Personen) 

A1-3  Versicherungsschutz, Versicherungsfall 

A1-4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des  
Versicherers 

A1-5  Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme, 
Serienschaden, Selbstbeteiligung) 

A1-6  Besondere Regelungen für einzelne Risiken des  
privaten Haus- und Grundbesitzers  
(Versicherungsschutz, Risikobegrenzungen und  
besondere Ausschlüsse) 

A1-6.1 Verkehrssicherungspflichten 

A1-6.2 Bauarbeiten 

A1-6.3 Nachhaftung als früherer Besitzer 

A1-6.4  Allgemeines Umweltrisiko 

A1-6.5 Abwässer- und Allmählichkeitsschäden 

A1-6.6 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge,  
Kraftfahrzeug-Anhänger 

A1-6.7  Schäden im Ausland 

A1-6.8  Vermögensschäden 

A1-6.9  Beschädigung, Vernichtung oder Verlust fremder  
Sachen

A1-6.10  Schäden durch Verletzung von Datenschutzgesetzen 
sowie durch Übertragung elektronischer Daten

A1-6.11 Versehentliche Obliegenheitsverletzung

A1-6.12 Geothermie

A1-7 Allgemeine Ausschlüsse 

A1-7.1 Vorsätzlich herbeigeführte Schäden

A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit  
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen  
Leistungen 

A1-7.3 Ansprüche der Versicherten untereinander 

A1-7.4 Schadensfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers und von wirtschaftlich verbundenen  
Personen 

A1-7.5 Miete, Leasing, Pacht, Leihe, verbotene  
Eigenmacht, besonderer Verwahrungsvertrag 

A1-7.6  Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen,  
Arbeiten und sonstigen Leistungen 

A1-7.7  Asbest 

A1-7.8  Gentechnik 

A1-7.9  Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen 

A1-7.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige  
Diskriminierungen 

A1-7.11 Übertragung von Krankheiten 

A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen,  
Überschwemmungen 

Hinweise zum Aufbau und zur Anwendung

Teil A enthält Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungsschutzes in der Haftpflichtversicherung.

− Abschnitt A1 gilt für die allgemeinen und besonderen Risiken als privater Haus- und Grundbesitzer.
− Abschnitt A2 gilt für Gewässerschäden und Schäden nach dem Umweltschadensgesetz (besondere Umweltrisiken). 
– Abschnitt A3 gilt für Forderungsausfallrisiken.

Die gemeinsamen Bestimmungen zu Teil A enthalten Regelungen zum Abtretungsverbot, zur Beitragsregulierung und zur Beitrags-
angleichung.

Teil B enthält Regelungen über allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien.

− Abschnitt B1 regelt Beginn des Versicherungsschutzes und Beitragszahlung.
− Abschnitt B2 regelt Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung.
− Die Abschnitte B3 und B4 enthalten Obliegenheiten des Versicherungsnehmers und weitere Bestimmungen.

Maßgeblich für den Versicherungsschutz sind der gesamte Bedingungstext, der Versicherungsschein und seine Nachträge.
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A1-7.13 Strahlen 

A1-7.14 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger 

A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze 

A1-7.16  Wasserfahrzeuge 

A1-8  Veränderungen des versicherten Risikos  
(Erhöhungen und Erweiterungen) 

A1-9  Neu hinzukommende Risiken  
(Vorsorgeversicherung) 

A1-10 Zuständigkeit bei Versichererwechsel

A1-11 Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit  
(gilt nicht für Wohnungseigentümergemeinschaften)

Abschnitt A2 

Besondere Umweltrisiken

A2-1 Gewässerschäden (außer Anlagenrisiko)

A2-2 Gewässerschäden (Anlagenrisiko)

A2-3  Sanierung von Umweltschäden gemäß  
Umweltschadensgesetz (USchadG) 

Abschnitt A3 

Forderungsausfallrisiko  

A3-1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung

A3-2 Leistungsvoraussetzungen

A3-3 Umfang der Forderungsausfalldeckung

A3-4 Räumlicher Geltungsbereich

A3-5 Besondere Ausschlüsse für das Forderungsausfallrisiko

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A

A(GB)-1 Abtretungsverbot 

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und  
Auswirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung) 

A(GB)-3 Beitragsangleichung und Kündigungsrecht  
nach Beitragsangleichung 

Teil B Allgemeiner Teil 

Abschnitt B1

Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes 

B1-2  Beitragszahlung, Versicherungsperiode 

B1-3  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags,  
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 

B1-4  Folgebeitrag 

B1-5 Lastschriftverfahren 

B1-6  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Abschnitt B2

Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

B2-1 Dauer und Ende des Vertrags 

B2-2 Kündigung nach Versicherungsfall 

B2-3  Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

Abschnitt B3

Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B3-1  Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder  
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

B3-2  Gefahrerhöhung (entfällt, da nicht relevant) 

B3-3  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

Abschnitt B4

Weitere Regelungen

B4-1  Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

B4-2  Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

B4-3  Vollmacht des Versicherungsvertreters  
(entfällt, da nicht relevant) 

B4-4  Verjährung 

B4-5  Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände

B4-6  Anzuwendendes Recht 

B4-7  Embargobestimmung 

Präambel

Wir garantieren Ihnen, dass die dieser Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung (AVB HuG KLASSIK-GARANT 2024) Sie in keinem 
Punkt schlechter stellen, als die vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) empfohlenen Musterbedin-
gungen (Stand 2020).

Darüber hinaus garantieren wir auch, dass die Leistungsinhalte dieser Versicherungsbedingungen die Empfehlungen des Arbeits-
kreises Beratungsprozesse (Stand 28.09.2015) voll erfüllen.

Leistungs-Update-Garantie für künftige Leistungsverbesserungen

Werden dem von Ihnen gewählten VHV-Produkt (z. B. HuG KLASSIK-GARANT) zukünftige Haftpflichtversicherungsbedingungen 
zugrunde gelegt, die ganz oder teilweise zu Ihrem Vorteil von den diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Bedingungen 
abweichen, so gelten die verbesserten Leistungsinhalte der neuen Bedingungen auch für diesen Vertrag. Voraussetzung für die 
Geltung der verbesserten Leistungsinhalte ist, dass diese bei künftigen Versicherungsverträgen des gleichen Produkts ohne Zah-
lung eines gesonderten Beitrags mitversichert sind. Die Verbesserung wird mit Einführung neuer Bedingungen auch für diesen 
Vertrag sofort wirksam.
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A1-7.13 Strahlen 

A1-7.14 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger 

A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze 

A1-7.16  Wasserfahrzeuge 

A1-8  Veränderungen des versicherten Risikos  
(Erhöhungen und Erweiterungen) 

A1-9  Neu hinzukommende Risiken  
(Vorsorgeversicherung) 

A1-10 Zuständigkeit bei Versichererwechsel

A1-11 Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit  
(gilt nicht für Wohnungseigentümergemeinschaften)

Abschnitt A2 

Besondere Umweltrisiken

A2-1 Gewässerschäden (außer Anlagenrisiko)

A2-2 Gewässerschäden (Anlagenrisiko)

A2-3  Sanierung von Umweltschäden gemäß  
Umweltschadensgesetz (USchadG) 

Abschnitt A3 

Forderungsausfallrisiko  

A3-1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung

A3-2 Leistungsvoraussetzungen

A3-3 Umfang der Forderungsausfalldeckung

A3-4 Räumlicher Geltungsbereich

A3-5 Besondere Ausschlüsse für das Forderungsausfallrisiko

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A

A(GB)-1 Abtretungsverbot 

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und  
Auswirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung) 

A(GB)-3 Beitragsangleichung und Kündigungsrecht  
nach Beitragsangleichung 

Teil B Allgemeiner Teil 

Abschnitt B1

Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes 

B1-2  Beitragszahlung, Versicherungsperiode 

B1-3  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags,  
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 

B1-4  Folgebeitrag 

B1-5 Lastschriftverfahren 

B1-6  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Abschnitt B2

Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

B2-1 Dauer und Ende des Vertrags 

B2-2 Kündigung nach Versicherungsfall 

B2-3  Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

Abschnitt B3

Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B3-1  Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder  
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

B3-2  Gefahrerhöhung (entfällt, da nicht relevant) 

B3-3  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

Abschnitt B4

Weitere Regelungen

B4-1  Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

B4-2  Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

B4-3  Vollmacht des Versicherungsvertreters  
(entfällt, da nicht relevant) 

B4-4  Verjährung 

B4-5  Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände

B4-6  Anzuwendendes Recht 

B4-7  Embargobestimmung 

Präambel

Wir garantieren Ihnen, dass die dieser Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung (AVB HuG KLASSIK-GARANT 2024) Sie in keinem 
Punkt schlechter stellen, als die vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) empfohlenen Musterbedin-
gungen (Stand 2020).

Darüber hinaus garantieren wir auch, dass die Leistungsinhalte dieser Versicherungsbedingungen die Empfehlungen des Arbeits-
kreises Beratungsprozesse (Stand 28.09.2015) voll erfüllen.

Leistungs-Update-Garantie für künftige Leistungsverbesserungen

Werden dem von Ihnen gewählten VHV-Produkt (z. B. HuG KLASSIK-GARANT) zukünftige Haftpflichtversicherungsbedingungen 
zugrunde gelegt, die ganz oder teilweise zu Ihrem Vorteil von den diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Bedingungen 
abweichen, so gelten die verbesserten Leistungsinhalte der neuen Bedingungen auch für diesen Vertrag. Voraussetzung für die 
Geltung der verbesserten Leistungsinhalte ist, dass diese bei künftigen Versicherungsverträgen des gleichen Produkts ohne Zah-
lung eines gesonderten Beitrags mitversichert sind. Die Verbesserung wird mit Einführung neuer Bedingungen auch für diesen 
Vertrag sofort wirksam.

 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus gesetz-
lichem Forderungsübergang wegen Ansprüchen aus 
Personenschäden, insbesondere von Sozialversi-
cherungsträgern, Sozialhilfeträgern, der Bundes-
agentur für Arbeit, privaten Krankenversicherungs-
trägern, sonstigen Versicherungsunternehmen, 
öffentlichen und privaten Arbeitgebern.

 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den 
beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben 
Dienststelle zugefügt werden. 

A1-2.1.1.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Insol-
venzverwalters und Zwangsverwalters in dieser Ei-
genschaft.

A1-2.1.2 Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes gilt außer-
dem:

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Verwal-
ters und der Wohnungseigentümer bei Betätigung 
im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft.

 Versichert sind hierbei – abweichend von A1-7.3 –

 a)  Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentü-
mers gegen den Verwalter;

 b)  Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentü-
mers gegen die Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer;

 c)  gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentü-
mern bei Betätigung im Interesse und für Zwecke 
der Gemeinschaft.

 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben 
Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und Teilei-
gentum und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden.

 Die Bestimmungen für Wohnungseigentum gelten 
gleichermaßen für Teileigentum (z. B. gewerblich ge-
nutzte Räume).

A1-2.2  Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Ver-
tragsbestimmungen sind auf die mitversicherten 
Personen entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht 
für die Bestimmungen über die Vorsorgeversiche-
rung (A1-9), wenn das neue Risiko nur für eine mit-
versicherte Person entsteht.

A1-2.3  Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Ri-
sikobegrenzungen oder Ausschlüsse in der Person 
des Versicherungsnehmers oder einer mitversicher-
ten Person vorliegen, entfällt der Versicherungs-
schutz sowohl für den Versicherungsnehmer als 
auch für die mitversicherten Personen.

A1-2.4  Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf 
nur der Versicherungsnehmer ausüben. Für die Er-
füllung der Obliegenheiten sind sowohl der Versi-
cherungsnehmer als auch die mitversicherten Per-
sonen verantwortlich.

Teil A

Abschnitt A1

Privates Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtrisiko

A1-1  Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten  
(versichertes Risiko)

A1-1.1  Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als privater Haus- und/oder Grund-
stücksbesitzer für das im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen beschriebene Gebäude oder 
Grundstück einschließlich der dazugehörigen Ne-
bengebäude, Garagen, Gärten, Swimmingpools, 
(Schwimm-) Teiche, Biotope.

 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die 
gesetzliche Haftpflicht aus dem Miteigentum an zu 
Immobilien gehörenden Gemeinschaftsanlagen, 
z. B. gemeinschaftliche Zugänge (Durchgangswege) 
zur öffentlichen Straße, Privatstraßen, Wäschetro-
ckenplätze, Garagenhöfe, Spielplätze, Abstellplätze 
für Abfallbehälter. 

 Haus- und/oder Grundstücksbesitzer ist z. B. der Ei-
gentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder 
Nießbraucher.

A1-1.2  Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes gilt:

 Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer.

 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus dem gemeinschaftlichen Eigen-
tum.

A1-1.3  Wenn der Versicherungsnehmer auf dem Grund-
stück einen Betrieb oder Beruf ausübt, wird der Ver-
sicherungsschutz für das Haftpflichtrisiko aus dem 
Haus- und Grundbesitz nur durch eine besondere 
Betriebs- oder Berufs-Haftpflichtversicherung ge-
währt.

 Dies gilt nicht für Praxis-/ Büroräume, die der Versi-
cherungsnehmer dort unterhält, sofern der Anteil der 
gewerblich genutzten Fläche nicht mehr als 50 % 
beträgt und anderweitig kein Versicherungsschutz 
besteht. Ausgeschlossen bleiben Schäden aufgrund 
der Tätigkeit.

A1-2  Regelungen zu mitversicherten Personen und 
zum Verhältnis zwischen den Versicherten  
(Versicherungsnehmer und mitversicherten  
Personen)

A1-2.1  Mitversicherte Personen

A1-2.1.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht

A1-2.1.1.1 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reini-
gung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der 
Grundstücke beauftragten Personen für Ansprüche, 
die gegen sie aus Anlass der Ausführung dieser Ver-
richtung erhoben werden.
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A1-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall

A1-3.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer wegen eines während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha-
densereignisses (Versicherungsfall), das einen Perso-
nen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermö-
gensschaden zur Folge hatte, aufgrund

g e s e t z l i c h e r
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n
p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s

 von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen wird.

 Schadensereignis ist das Ereignis, als dessen Folge 
die Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden 
ist. Auf den Zeitpunkt der Schadensverursachung, 
die zum Schadensereignis geführt hat, kommt es 
nicht an.

A1-3.2  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, 
auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche han-
delt,

 a)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

 b)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können;

 c)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

 d)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrau-
en auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

 e)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung;

 f)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung treten-
der Ersatzleistungen.

A1-3.3  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, so-
weit sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung 
oder Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A1-4  Leistungen der Versicherung und Vollmacht des 
Versicherers

A1-4.1  Der Versicherungsschutz umfasst

 a) die Prüfung der Haftpflichtfrage,

 b)  die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und

 c)  die Freistellung des Versicherungsnehmers von 
berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

 Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Ge-
setzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder 
Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und 
der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkennt-
nisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer 
ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer 

nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.

 Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versi-
cherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch 
des Dritten freizustellen.

A1-4.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder Abwehr der Schadens-
ersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklä-
rungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben.

 Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem 
Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, den Prozess zu führen. Der Versicherer 
führt dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im 
Namen des Versicherungsnehmers.

A1-4.3  Wird in einem Strafverfahren wegen eines Scha-
densereignisses, das einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben 
kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versi-
cherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht 
oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebüh-
renordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders 
vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

A1-4.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der 
Versicherer bevollmächtigt, dieses Recht auszuüben.

A1-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssum-
me, Serienschaden, Selbstbeteiligung)

A1-5.1  Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versi-
cherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, 
wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

A1-5.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, gilt:
 
  Die Entschädigungsleistungen des Versicherers sind 

für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
nicht auf das Ein- oder Mehrfache der vereinbarten 
Versicherungssumme begrenzt.

A1-5.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versi-
cherungsfall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des 
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn 
diese

 a) auf derselben Ursache,

 b)  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder

 c)  auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

 beruhen.

A1-5.4 Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall an der Entschädi-
gungsleistung des Versicherers mit einem im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen festgelegten 
Betrag (Selbstbeteiligung). Auch wenn die begründe-
ten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall 
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A1-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall

A1-3.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer wegen eines während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha-
densereignisses (Versicherungsfall), das einen Perso-
nen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermö-
gensschaden zur Folge hatte, aufgrund

g e s e t z l i c h e r
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n
p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s

 von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen wird.

 Schadensereignis ist das Ereignis, als dessen Folge 
die Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden 
ist. Auf den Zeitpunkt der Schadensverursachung, 
die zum Schadensereignis geführt hat, kommt es 
nicht an.

A1-3.2  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, 
auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche han-
delt,

 a)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

 b)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können;

 c)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

 d)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrau-
en auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

 e)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung;

 f)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung treten-
der Ersatzleistungen.

A1-3.3  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, so-
weit sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung 
oder Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A1-4  Leistungen der Versicherung und Vollmacht des 
Versicherers

A1-4.1  Der Versicherungsschutz umfasst

 a) die Prüfung der Haftpflichtfrage,

 b)  die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und

 c)  die Freistellung des Versicherungsnehmers von 
berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

 Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Ge-
setzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder 
Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und 
der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkennt-
nisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer 
ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer 

nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.

 Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versi-
cherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch 
des Dritten freizustellen.

A1-4.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder Abwehr der Schadens-
ersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklä-
rungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben.

 Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem 
Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, den Prozess zu führen. Der Versicherer 
führt dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im 
Namen des Versicherungsnehmers.

A1-4.3  Wird in einem Strafverfahren wegen eines Scha-
densereignisses, das einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben 
kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versi-
cherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht 
oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebüh-
renordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders 
vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

A1-4.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der 
Versicherer bevollmächtigt, dieses Recht auszuüben.

A1-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssum-
me, Serienschaden, Selbstbeteiligung)

A1-5.1  Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versi-
cherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, 
wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

A1-5.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, gilt:
 
  Die Entschädigungsleistungen des Versicherers sind 

für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
nicht auf das Ein- oder Mehrfache der vereinbarten 
Versicherungssumme begrenzt.

A1-5.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versi-
cherungsfall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des 
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn 
diese

 a) auf derselben Ursache,

 b)  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder

 c)  auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

 beruhen.

A1-5.4 Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall an der Entschädi-
gungsleistung des Versicherers mit einem im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen festgelegten 
Betrag (Selbstbeteiligung). Auch wenn die begründe-
ten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall 

 a)  aus der Verletzung von Pflichten, die ihm in der 
Eigenschaft als Haus- und Grundbesitzer oblie-
gen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, 
Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Geh-
wegen);

 b)  aus Besitz und Verwendung von Turn- und Spiel-
plätzen mit den dazugehörenden Geräten;

 c)  aus dem Besitz und der Verwendung von Aufzü-
gen, Sammelheizungen und Fernsprechern, sowie 
hauseigenen Schwimm- und Schwitzbädern;

 d)  als Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von 
Strom und Wärme durch erneuerbare Energien, 
wie z. B.

  –  Photovoltaik-, Solaranlagen, Balkonkraftwerke,
  –  Luft-, Wasser- und Erdwärmeanlagen,
  –  Kleinwindanlagen,
  –  Mini-Blockheizkraftwerke.

   Der Versicherungsschutz bezieht sich auf die Ver-
kehrssicherungspflicht sowie die Einspeisung von 
Elektrizität in das Netz eines Stromversorgungs-
unternehmens – auch wenn dafür eine Gewerbe-
anmeldung erforderlich ist. 

  Für das Geothermie-Risiko gilt A1-6.12;

 e) als Inhaber von Flüssiggastanks;

 f)  als Inhaber von Tankanlagen für Heizöl mit einem 
Gesamtfassungsvermögen bis zu 10.000 Liter im 
Umfang von A2-2 (Anlagenrisiko).

   Wenn das genannte Gesamtfassungsvermögen 
überschritten wird, entfällt die Mitversicherung. Es 
gelten dann die Bestimmungen über die Vorsor-
geversicherung (A1-9).

 Dies gilt auch für die vom Versicherungsnehmer aus-
schließlich als Mieter, Pächter oder Entleiher durch 
Vertrag übernommene gesetzliche Haftpflicht privat-
rechtlichen Inhalts des jeweiligen Vertragspartners 
(Vermieter, Verleiher, Verpächter) in dieser Eigen-
schaft.

A1-6.2 Bauarbeiten

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers  als Bauherr oder Unternehmer 
von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparatu-
ren, Abbruch-, Grabearbeiten) – auch wenn diese in 
Eigenleistung oder mit Nachbarschaftshilfe durchge-
führt werden – bis zu einer Bausumme von 100.000 
EUR je Bauvorhaben.

 Wenn die genannte Bausumme überschritten wird, 
entfällt dieser Versicherungsschutz. Es gelten dann 
die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
(A1-9).

 Versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
sämtlicher mit den Bauarbeiten beschäftigten Perso-
nen für Schäden, die sie während der Bauausführung 
in Eigenleistung verursachen.

 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt.

die Versicherungssumme übersteigen, wird die 
Selbstbeteiligung vom Betrag der begründeten Haft-
pflichtansprüche abgezogen. A1-5.1 Satz 1 bleibt un-
berührt.

 Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt 
der Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe die 
Selbstbeteiligung nicht übersteigt, zur Abwehr unbe-
rechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

A1-5.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten wer-
den nicht auf die Versicherungssummen angerech-
net.

A1-5.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche 
aus einem Versicherungsfall die Versicherungssum-
me, trägt der Versicherer die Prozesskosten im Ver-
hältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe 
dieser Ansprüche.

A1-5.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapi-
talwert der Rente die Versicherungssumme oder den 
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem 
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der 
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente 
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versi-
cherer erstattet.

 Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die ent-
sprechende Vorschrift der Verordnung über den Ver-
sicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver-
sicherung in der jeweils gültigen Fassung zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls.

 Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der 
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlun-
gen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente 
die Versicherungssumme oder die nach Abzug sons-
tiger Leistungen verbleibende Restversicherungs-
summe übersteigt, werden die sonstigen Leistungen 
mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme 
abgesetzt.

A1-5.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung 
eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Be-
friedigung oder Vergleich am Verhalten des Versiche-
rungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den 
von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand 
an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht 
aufzukommen.

A1-6 Besondere Regelungen für einzelne Risiken des 
privaten Haus- und Grundbesitzers  
(Versicherungsschutz, Risikobegrenzungen und 
besondere Ausschlüsse)

 A1-6 regelt den Versicherungsschutz für einzelne pri-
vate Risiken, deren Risikobegrenzungen und die  für 
diese Risiken geltenden besonderen Ausschlüsse.

 Soweit A1-6 keine abweichenden Regelungen ent-
hält, finden auch auf die in A1-6 geregelten Risiken 
alle anderen Vertragsbestimmungen Anwendung 
(z. B. A1-4 – Leistungen der Versicherung oder A1-7 – 
Allgemeine Ausschlüsse).

A1-6.1 Verkehrssicherungspflichten

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers
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 e)  Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehren.

A1-6.6.2 Für die vorgenannten Fahrzeuge gilt:

 Diese Fahrzeuge dürfen nur von einem berechtigten 
Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, 
wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfü-
gungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
die Fahrzeuge nicht von einem unberechtigten Fahrer 
gebraucht werden.

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öf-
fentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderli-
chen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsneh-
mer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das 
Fahrzeug nur von einem Fahrer benutzt wird, der die 
erforderliche Fahrerlaubnis hat.

 Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A1-6.7  Schäden im Ausland

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen im Ausland eintretender 
Versicherungsfälle ausschließlich, wenn diese auf 
das Gebäude oder Grundstück im Inland zurückzu-
führen sind. Versichert sind hierbei auch Ansprüche 
gegen den Versicherungsnehmer aus § 110 Sozialge-
setzbuch VII.

 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der 
Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gel-
ten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist.

A1-6.8  Vermögensschäden

A1-6.8.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Vermögensschäden, die 
weder durch Personen- noch durch Sachschäden 
entstanden sind.

A1-6.8.2  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Vermögensschäden

 a)  durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem 
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) her-
gestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen;

 b)  aus planender, beratender, bau- oder montagelei-
tender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;

 c)  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen 
an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

 d) aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

 e)  aus Auskunftserteilung, Übersetzung;

 f)  aus Reiseveranstaltungen;

A1-6.3  Nachhaftung als früherer Besitzer

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 
Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitz-
wechsel bestand. 

A1-6.4  Allgemeines Umweltrisiko

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden durch Umwelteinwirkung.

 Schäden durch Umwelteinwirkung liegen vor, wenn 
sie durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, 
Strahlen, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Er-
scheinungen verursacht werden, die sich in Boden, 
Luft oder Wasser ausgebreitet haben.

 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche aus Gewässerschäden.

 Zu Gewässerschäden und Schäden nach dem Um-
weltschadensgesetz siehe Abschnitt A2 (besondere 
Umweltrisiken).

A1-6.5 Abwässer- und Allmählichkeitsschäden

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden

 a)  durch Abwässer. Bei Sachschäden gilt dies aus-
schließlich für Schäden durch

  –  Abwässer aus dem Rückstau des Straßenka-
nals oder

  –  häusliche Abwässer.

 b)  aus dem Betrieb einer privat genutzten Abwasser-
grube oder Kleinkläranlage ausschließlich für die 
eigenen häuslichen Abwässer inklusive der Einlei-
tung in ein Gewässer. 

 c)  die entstehen durch allmähliche Einwirkung der 
Temperatur, von Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit 
und von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und 
dergleichen).

A1-6.6  Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge, 
Kraftfahrzeug-Anhänger

A1-6.6.1  Versichert ist – abweichend von A1-7.14 – die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch 
ausschließlich von folgenden nicht versicherungs-
pflichtigen Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-An-
hängern:

 a)  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehrende Kraftfahrzeuge ohne Rücksicht auf eine 
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit;

 b)  Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauart-
bedingter Höchstgeschwindigkeit;

 c)  Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbeding-
ter Höchstgeschwindigkeit;

 d)  selbstfahrende Arbeitsmaschinen (z.B. Aufsitzra-
senmäher, Schneeräumgeräte) mit nicht mehr als 
20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit;
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 e)  Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehren.
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wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfü-
gungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
die Fahrzeuge nicht von einem unberechtigten Fahrer 
gebraucht werden.

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öf-
fentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderli-
chen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsneh-
mer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das 
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genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
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cherungsnehmers wegen im Ausland eintretender 
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sie durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, 
Strahlen, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Er-
scheinungen verursacht werden, die sich in Boden, 
Luft oder Wasser ausgebreitet haben.

 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche aus Gewässerschäden.

 Zu Gewässerschäden und Schäden nach dem Um-
weltschadensgesetz siehe Abschnitt A2 (besondere 
Umweltrisiken).

A1-6.5 Abwässer- und Allmählichkeitsschäden

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden

 a)  durch Abwässer. Bei Sachschäden gilt dies aus-
schließlich für Schäden durch

  –  Abwässer aus dem Rückstau des Straßenka-
nals oder

  –  häusliche Abwässer.

 b)  aus dem Betrieb einer privat genutzten Abwasser-
grube oder Kleinkläranlage ausschließlich für die 
eigenen häuslichen Abwässer inklusive der Einlei-
tung in ein Gewässer. 

 c)  die entstehen durch allmähliche Einwirkung der 
Temperatur, von Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit 
und von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und 
dergleichen).

A1-6.6  Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge, 
Kraftfahrzeug-Anhänger

A1-6.6.1  Versichert ist – abweichend von A1-7.14 – die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch 
ausschließlich von folgenden nicht versicherungs-
pflichtigen Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-An-
hängern:

 a)  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehrende Kraftfahrzeuge ohne Rücksicht auf eine 
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit;

 b)  Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauart-
bedingter Höchstgeschwindigkeit;
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 gensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind, sowie imma-
terielle Schäden – aus der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Verarbeitung personenbe-
zogener Daten.

 Verarbeitung ist jeder mit oder ohne Hilfe automati-
sierter Verfahren ausgeführte Vorgang oder jede 
solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit per-
sonenbezogenen Daten wie das Erheben, das Er-
fassen, die Organisation, das Ordnen, die Speiche-
rung, die Anpassung oder Veränderung, das 
Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Of-
fenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder 
eine andere Form der Bereitstellung, der Abgleich 
oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Lö-
schen oder die Vernichtung.

 Versichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche 
wegen Vermögensschäden, die weder durch Per-
sonen- noch durch Sachschäden entstanden sind, 
sowie wegen immaterieller Schäden von Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder mitversicherte Per-
sonen) untereinander. Der Ausschluss in A1-7.3 
findet insoweit keine Anwendung.

A1-6.10.2 Übertragung elektronischer Daten

A1-6.10.2.1  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden – auch Vermö-
gensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind – aus dem 
Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung 
elektronischer Daten, z. B. im Internet, per E-Mail 
oder mittels Datenträger.

 Dies gilt ausschließlich für Schäden aus

 a)  der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarma-
chung oder Veränderung von Daten (Datenver-
änderung) bei Dritten durch Computerviren und/
oder andere Schadprogramme;

 b)  der Datenveränderung aus sonstigen Gründen 
sowie der Nichterfassung und fehlerhaften Spei-
cherung von Daten bei Dritten und zwar wegen

   –  sich daraus ergebender Personen- und Sach-
schäden, nicht jedoch weiterer Datenverände-
rungen sowie

  –  der Kosten zur Wiederherstellung der verän-
derten Daten bzw. Erfassung/korrekter Spei-
cherung nicht oder fehlerhaft erfasster Daten;

 c)  der Störung des Zugangs Dritter zum elektroni-
schen Datenaustausch.

 Für a) bis c) gilt:
 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet dafür zu 

sorgen, dass seine auszutauschenden, zu übermit-
telnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheits-
maßnahmen und/ oder -techniken (z.B. Virenscan-
ner, Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. 
worden sind, die dem Stand der Technik entspre-
chen. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte 
erfolgen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Obliegenheit, so gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A1-6.10.2.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind

 a)  Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entste-
hen, dass der Versicherungsnehmer bewusst

 g)  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus 
Kassenführung sowie aus Untreue oder Unter-
schlagung;

 h)  aus 
  – Rationalisierung und Automatisierung,
  –  Datenerfassung, -speicherung, -sicherung,  

 -wiederherstellung,
  –  Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elekt-

ronischer Daten;

 i)  aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrech-
ten und Urheberrechten sowie des Kartell- oder 
Wettbewerbsrechts;

 j)  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen;

 k)  aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder 
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichts-
gremien/Organe im Zusammenhang stehen;

 l)  aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder 
Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonsti-
ger bewusster Pflichtverletzung;

 m)  aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch 
z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen;

 n)  aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. 
Geräusche, Gerüche, Erschütterungen).

A1-6.9 Beschädigung, Vernichtung oder Verlust  
fremder Sachen

 a)  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers aus der Beschädigung, der 
Vernichtung oder dem Verlust von fremden Sa-
chen, die er für die unter A1-6.1 genannten Pflich-
ten gemietet, gepachtet, geliehen hat oder die 
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsver-
trages sind (insofern abweichend von A1-7.5).

 b)  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind 
Ansprüche wegen:

  (1)  Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und 
übermäßige Beanspruchung;

  (2)  Schäden an Schmuck- und Wertsachen, auch 
Verlust von Geld, Urkunden und Wertpapie-
ren;

  (3)  Schäden an Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeu-
gen mit Ausnahme von motorgetriebenen 
Aufsitzrasenmähern, Schneeräumgeräten und 
sonstigen Arbeitsmaschinen mit nicht mehr 
als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit.

A1-6.10 Schäden durch Verletzung von Datenschutz-
gesetzen sowie durch Übertragung elektroni-
scher Daten

A1-6.10.1 Verletzung von Datenschutzgesetzen

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden – auch Vermö-
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A1 -6.10.5 Versicherungsschutz besteht auch für Versiche-
rungsfälle im Ausland.

A1-6.11 Versehentliche Obliegenheitsverletzung

 Unterlässt der Versicherungsnehmer eine ihm ob-
liegende Anzeige oder gibt er fahrlässig die Anzei-
ge unrichtig ab oder unterlässt er fahrlässig die Er-
füllung einer sonstigen Obliegenheit, besteht 
ergänzend zu B3-3.3 weiterhin Versicherungs-
schutz, wenn er nachweist, dass das Versäumnis 

 nur auf einem Versehen beruht und nach dem Er-
kennen unverzüglich nachgeholt wurde.

A1-6.12 Geothermie

 Eine Geothermie-Anlage ist eine Anlage, in der Erd-
wärme dem Untergrund entnommen wird. Alle 
oberirdischen Anlagenteile gehören nicht zu der 
Geothermie-Anlage im Sinne dieser Bedingungen. 
Satz 1 und Satz 2 gelten gleichermaßen für Flä-
chengeothermie und Geothermie mittels Bohrung.

A1-6.12.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden im Zusammen-
hang mit Flächengeothermie-Anlagen (z. B. Erdkol-
lektoren, Erdwärmekörbe).

A1-6.12.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden im Zusammen-
hang mit Geothermie-Anlagen, die mittels Bohrung 
bis zu einer Tiefe von 200 m errichtet werden oder 
wurden. Dies gilt entsprechend für Pflichten und 
Ansprüche gemäß USchadG.

A1-6.12.3  Für Bauherren besteht Versicherungsschutz nur, 
wenn Planung und Errichtung der Geothermie-An-
lage an Dritte vergeben sind.

A1-6.12.4 Der Ausschluss in A1-7.12 (Senkungen, Erdrut-
schungen, Überschwemmungen) findet keine An-
wendung.  

A1-6.12.5 Die Versicherungssumme für Sachschäden durch 
Geothermie-Anlagen, die mittels Bohrung errichtet 
werden oder wurden, beträgt je Versicherungsfall 1 
Mio. EUR und stellt gleichzeitig die Höchstersatz-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres dar.

A1-7 Allgemeine Ausschlüsse

 Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträ-
gen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen:

A1-7.1  Vorsätzlich herbeigeführte Schäden

 Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche 
aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbei-
geführt haben.

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder  
Schädlichkeit von Erzeugnissen, Arbeiten und 
sonstigen Leistungen

 Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche 
aller Personen, die den Schaden dadurch verur-
sacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Man-
gelhaftigkeit oder Schädlichkeit

  –  unbefugt in fremde Datenverarbeitungssyste-
me / Datennetze eingreift (z. B. Hackeratta-
cken, Denial of Service Attacks),

  –  Software einsetzt, die geeignet ist, die Daten-
ordnung zu zerstören oder zu verändern (z. B. 
Softwareviren, Trojanische Pferde);

 b)  Ansprüche, die in engem Zusammenhang ste-
hen mit

  –  massenhaft versandten, vom Empfänger un-
gewollten elektronisch übertragenen Informa-
tionen (z. B. Spamming),

  –  Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrecht-
lich bestimmte Informationen über Internet-
nutzer gesammelt werden sollen;

 c)  Versicherungsansprüche aller Personen, die den 
Schaden durch bewusstes Abweichen von ge-
setzlichen oder behördlichen Vorschriften (z. B. 
Teilnahme an rechtswidrigen Online-Tauschbör-
sen) oder durch sonstige bewusste Pflichtverlet-
zungen herbeigeführt haben.

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

 d)  Ansprüche wegen der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Verarbeitung personen-
bezogener Daten. Der Versicherungsschutz 
hierfür richtet sich nach A1-6.10.1.

 
 e)  Ansprüche aus dem Abhandenkommen von 

Geld (auch digitale Zahlungsmittel) sowie Wert-
papieren und Wertsachen (jeweils auch in digita-
ler Form).

A1-6.10.3 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche 
aus nachfolgend genannten Tätigkeiten und Leis-
tungen:

 a)  Software-Erstellung, -Handel, -Implementie-
rung, -Pflege;

 b)  IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einwei-
sung, -Schulung;

 c)  Netzwerkplanung, -installation, -integration, 
-betrieb, -wartung, -pflege;

 d)  Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access, 
Host-, Full-Service-Providing;

 e) Betrieb von Datenbanken.

A1-6.10.4 Mehrere während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eintretende Versicherungsfälle gelten als ein 
Versicherungsfall (Serienschaden), der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle einge-
treten ist, wenn diese

 a)  auf derselben Ursache,

 b)  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesonde-
re sachlichem und zeitlichem Zusammenhang 
oder

 c)  auf dem Austausch, der Übermittlung und Be-
reitstellung elektronischer Daten mit gleichen 
Mängeln 

 
 beruhen.

 A1-5.3 findet insoweit keine Anwendung
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A1 -6.10.5 Versicherungsschutz besteht auch für Versiche-
rungsfälle im Ausland.

A1-6.11 Versehentliche Obliegenheitsverletzung

 Unterlässt der Versicherungsnehmer eine ihm ob-
liegende Anzeige oder gibt er fahrlässig die Anzei-
ge unrichtig ab oder unterlässt er fahrlässig die Er-
füllung einer sonstigen Obliegenheit, besteht 
ergänzend zu B3-3.3 weiterhin Versicherungs-
schutz, wenn er nachweist, dass das Versäumnis 

 nur auf einem Versehen beruht und nach dem Er-
kennen unverzüglich nachgeholt wurde.

A1-6.12 Geothermie

 Eine Geothermie-Anlage ist eine Anlage, in der Erd-
wärme dem Untergrund entnommen wird. Alle 
oberirdischen Anlagenteile gehören nicht zu der 
Geothermie-Anlage im Sinne dieser Bedingungen. 
Satz 1 und Satz 2 gelten gleichermaßen für Flä-
chengeothermie und Geothermie mittels Bohrung.

A1-6.12.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden im Zusammen-
hang mit Flächengeothermie-Anlagen (z. B. Erdkol-
lektoren, Erdwärmekörbe).

A1-6.12.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden im Zusammen-
hang mit Geothermie-Anlagen, die mittels Bohrung 
bis zu einer Tiefe von 200 m errichtet werden oder 
wurden. Dies gilt entsprechend für Pflichten und 
Ansprüche gemäß USchadG.

A1-6.12.3  Für Bauherren besteht Versicherungsschutz nur, 
wenn Planung und Errichtung der Geothermie-An-
lage an Dritte vergeben sind.

A1-6.12.4 Der Ausschluss in A1-7.12 (Senkungen, Erdrut-
schungen, Überschwemmungen) findet keine An-
wendung.  

A1-6.12.5 Die Versicherungssumme für Sachschäden durch 
Geothermie-Anlagen, die mittels Bohrung errichtet 
werden oder wurden, beträgt je Versicherungsfall 1 
Mio. EUR und stellt gleichzeitig die Höchstersatz-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres dar.

A1-7 Allgemeine Ausschlüsse

 Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträ-
gen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen:

A1-7.1  Vorsätzlich herbeigeführte Schäden

 Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche 
aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbei-
geführt haben.

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder  
Schädlichkeit von Erzeugnissen, Arbeiten und 
sonstigen Leistungen

 Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche 
aller Personen, die den Schaden dadurch verur-
sacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Man-
gelhaftigkeit oder Schädlichkeit

  –  unbefugt in fremde Datenverarbeitungssyste-
me / Datennetze eingreift (z. B. Hackeratta-
cken, Denial of Service Attacks),

  –  Software einsetzt, die geeignet ist, die Daten-
ordnung zu zerstören oder zu verändern (z. B. 
Softwareviren, Trojanische Pferde);

 b)  Ansprüche, die in engem Zusammenhang ste-
hen mit

  –  massenhaft versandten, vom Empfänger un-
gewollten elektronisch übertragenen Informa-
tionen (z. B. Spamming),

  –  Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrecht-
lich bestimmte Informationen über Internet-
nutzer gesammelt werden sollen;

 c)  Versicherungsansprüche aller Personen, die den 
Schaden durch bewusstes Abweichen von ge-
setzlichen oder behördlichen Vorschriften (z. B. 
Teilnahme an rechtswidrigen Online-Tauschbör-
sen) oder durch sonstige bewusste Pflichtverlet-
zungen herbeigeführt haben.

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

 d)  Ansprüche wegen der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Verarbeitung personen-
bezogener Daten. Der Versicherungsschutz 
hierfür richtet sich nach A1-6.10.1.

 
 e)  Ansprüche aus dem Abhandenkommen von 

Geld (auch digitale Zahlungsmittel) sowie Wert-
papieren und Wertsachen (jeweils auch in digita-
ler Form).

A1-6.10.3 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche 
aus nachfolgend genannten Tätigkeiten und Leis-
tungen:

 a)  Software-Erstellung, -Handel, -Implementie-
rung, -Pflege;

 b)  IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einwei-
sung, -Schulung;

 c)  Netzwerkplanung, -installation, -integration, 
-betrieb, -wartung, -pflege;

 d)  Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access, 
Host-, Full-Service-Providing;

 e) Betrieb von Datenbanken.

A1-6.10.4 Mehrere während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eintretende Versicherungsfälle gelten als ein 
Versicherungsfall (Serienschaden), der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle einge-
treten ist, wenn diese

 a)  auf derselben Ursache,

 b)  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesonde-
re sachlichem und zeitlichem Zusammenhang 
oder

 c)  auf dem Austausch, der Übermittlung und Be-
reitstellung elektronischer Daten mit gleichen 
Mängeln 

 
 beruhen.

 A1-5.3 findet insoweit keine Anwendung

 Die Ausschlüsse unter b) bis f) gelten auch für An-
sprüche von Angehörigen der dort genannten Perso-
nen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

A1-7.5  Miete, Leasing, Pacht, Leihe, verbotene  
Eigenmacht, besonderer Verwahrungsvertrag

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer 
oder ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des Ver-
sicherungsnehmers diese Sachen gemietet, geleast, 
gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht er-
langt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Ver-
wahrungsvertrags sind.

A1-7.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten  
Sachen, Arbeiten und sonstigen Leistungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an 
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelie-
ferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder 
Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, 
wenn die Schadensursache in einem mangelhaften 
Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teil-
leistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung 
der Sache oder Leistung führt.

 Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, 
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versi-
cherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der 
Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
übernommen haben.

A1-7.7 Asbest

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Er-
zeugnisse zurückzuführen sind.

A1-7.8  Gentechnik

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die zurückzuführen sind auf

 a) gentechnische Arbeiten,

 b) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

 c) Erzeugnisse, die
  − Bestandteile aus GVO enthalten,
  −  aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt 

wurden.

A1-7.9 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.

A1-7.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige 
Diskriminierungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus 
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbe-
handlung oder sonstigen Diskriminierungen.

A1-7.11 Übertragung von Krankheiten

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen

 a)  Personenschäden, die aus der Übertragung einer 

 − Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
 − Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

A1-7.3 Ansprüche der Versicherten untereinander

 Ausgeschlossen sind Ansprüche

 a)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in 
A1-7.4 benannten Personen gegen die mitversi-
cherten Personen,

 b)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern des-
selben Versicherungsvertrags,

 c)  zwischen mehreren mitversicherten Personen 
desselben Versicherungsvertrags.

 Diese Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Ansprü-
che von Angehörigen der vorgenannten Personen, 
die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

A1-7.4 Schadensfälle von Angehörigen des  
Versicherungsnehmers und von wirtschaftlich 
verbundenen Personen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer

 a)  aus Schadensfällen seiner Angehörigen, die mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu 
den im Versicherungsvertrag mitversicherten Per-
sonen gehören;

  Als Angehörige gelten
  −  Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Le-

benspartnerschaftsgesetzes oder vergleichba-
re Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten,

  − Eltern und Kinder,
  − Adoptiveltern und -kinder,
  − Schwiegereltern und -kinder,
  − Stiefeltern und -kinder,
  − Großeltern und Enkel,
  − Geschwister sowie
  −  Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch 

ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder mitein-
ander verbunden sind).

 b)  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreu-
ern, wenn der Versicherungsnehmer eine ge-
schäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige oder 
betreute Person ist;

 c)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist;

 d)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden 
Gesellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
ist;

 e)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist;

 f)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern.
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  −  Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen.

 c)  gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer, 
Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer 
von Luftlandeplätzen.

 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an 
einem Luft- und Raumfahrzeug ist kein Gebrauch im 
Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn 
das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

A1-7.16 Wasserfahrzeuge

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte 
Person oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen wer-
den.

 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an 
einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne 
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Hal-
ter oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn 
das Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
wird.

A1-8 Veränderungen des versicherten Risikos  
(Erhöhungen und Erweiterungen)

 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers

A1-8.1  aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicher-
ten Risikos. 

 Dies gilt nicht

 a)  für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von 
versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Was-
serfahrzeugen,

 b)  für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder 
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen sowie

 c)  für Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-
Anlagen, die mittels Bohrung errichtet werden 
oder wurden.

A1-8.2  aus Erhöhungen des versicherten Risikos durch Än-
derung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvor-
schriften. 

 In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Ver-
sicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

A1-9  Neu hinzukommende Risiken  
(Vorsorgeversicherung)

A1-9.1  Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risi-
ken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags 
neu entstehen, sofort versichert.

Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren,

 b)  Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehörenden, von ihm gehalte-
nen oder veräußerten Tiere entstanden sind.

 In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen,  
Überschwemmungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschä-
den und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, welche entstehen durch

 a)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschun-
gen,

 b)  Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer.

A1-7.13  Strahlen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang mit energiereichen ionisierenden Strahlen 
stehen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen).

A1-7.14 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger

 Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Eigentü-
mer, Besitzer, Halter oder Führer eines Kraftfahrzeugs 
oder Kraftfahrzeug-Anhängers wegen Schäden, die 
durch den Gebrauch des Fahrzeuges verursacht wer-
den.

 Zum Gebrauch gehört z. B. auch
 –  Ein- und Aussteigen,
 –  Be- und Entladen,
 –  Betanken und Aufladen,
 –  Reparatur, Wartung und Reinigung,
 –  Einsatz des Fahrzeugs oder seiner Einrichtungen 

als Arbeitsmaschine. 

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze

 Ausgeschlossen sind Ansprüche

 a)  wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
eine mitversicherte Person oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verur-
sachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch ge-
nommen werden.

 b)  wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge aus

  −  der Planung oder Konstruktion, Herstellung 
oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, so-
weit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeugen bestimmt waren,
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  −  Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen.

 c)  gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer, 
Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer 
von Luftlandeplätzen.

 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an 
einem Luft- und Raumfahrzeug ist kein Gebrauch im 
Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn 
das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

A1-7.16 Wasserfahrzeuge

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte 
Person oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen wer-
den.

 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an 
einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne 
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Hal-
ter oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn 
das Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
wird.

A1-8 Veränderungen des versicherten Risikos  
(Erhöhungen und Erweiterungen)

 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers

A1-8.1  aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicher-
ten Risikos. 

 Dies gilt nicht

 a)  für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von 
versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Was-
serfahrzeugen,

 b)  für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder 
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen sowie

 c)  für Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-
Anlagen, die mittels Bohrung errichtet werden 
oder wurden.

A1-8.2  aus Erhöhungen des versicherten Risikos durch Än-
derung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvor-
schriften. 

 In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Ver-
sicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

A1-9  Neu hinzukommende Risiken  
(Vorsorgeversicherung)

A1-9.1  Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risi-
ken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags 
neu entstehen, sofort versichert.

Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren,

 b)  Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehörenden, von ihm gehalte-
nen oder veräußerten Tiere entstanden sind.

 In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen,  
Überschwemmungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschä-
den und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, welche entstehen durch

 a)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschun-
gen,

 b)  Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer.

A1-7.13  Strahlen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang mit energiereichen ionisierenden Strahlen 
stehen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen).

A1-7.14 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger

 Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Eigentü-
mer, Besitzer, Halter oder Führer eines Kraftfahrzeugs 
oder Kraftfahrzeug-Anhängers wegen Schäden, die 
durch den Gebrauch des Fahrzeuges verursacht wer-
den.

 Zum Gebrauch gehört z. B. auch
 –  Ein- und Aussteigen,
 –  Be- und Entladen,
 –  Betanken und Aufladen,
 –  Reparatur, Wartung und Reinigung,
 –  Einsatz des Fahrzeugs oder seiner Einrichtungen 

als Arbeitsmaschine. 

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze

 Ausgeschlossen sind Ansprüche

 a)  wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
eine mitversicherte Person oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verur-
sachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch ge-
nommen werden.

 b)  wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge aus

  −  der Planung oder Konstruktion, Herstellung 
oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, so-
weit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeugen bestimmt waren,

der Versicherer leistungspflichtig, in dessen Vertrags-
laufzeit der Schadeneintritt fällt.

A1-11 Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit (gilt nicht 
für Wohnungseigentümergemeinschaften)

 Wenn der Versicherungsnehmer während der Versi-
cherungsdauer unverschuldet arbeitslos wird und

 −  mindestens 12 Monate vollbeschäftigt gewesen 
ist,

 −  die Arbeitslosigkeit mindestens 1 Monat andauert,
 −  keiner bezahlten Beschäftigung mehr nachgeht,
 −  bei der Agentur für Arbeit („Arbeitsamt“) als ar-

beitslos gemeldet ist und
 −  der Beitrag zu diesem Vertrag gezahlt ist,

 wird dieser Vertrag für die Dauer der Arbeitslosigkeit 
längstens für 12 Monate beitragsfrei gestellt.

 Der Beginn der Arbeitslosigkeit ist der VHV Allgemei-
ne Versicherung AG unverzüglich anzuzeigen und 
durch eine Bescheinigung der Agentur für Arbeit 
nachzuweisen. 

 Während der Dauer der Beitragsbefreiung besteht 
der Versicherungsschutz unverändert fort. Eine Än-
derung des Versicherungsumfangs in der beitrags-
freien Zeit hat die sofortige Beendigung der Beitrags-
befreiung zur Folge.

 Sollte der Versicherungsnehmer erneut eine Beschäf-
tigung aufnehmen, entfällt die Beitragsfreistellung mit 
Beginn des Monats, in dem die Beschäftigung erneut 
aufgenommen wurde.

 Die Beendigung der Arbeitslosigkeit ist uns unverzüg-
lich anzuzeigen.

 Selbstständige gelten als arbeitslos, wenn sie ihre 
selbstständige Tätigkeit außer durch Arbeitsunfähig-
keit, unfreiwillig und nicht nur vorübergehend einge-
stellt haben (z. B. durch Insolvenz).

Abschnitt A2

Besondere Umweltrisiken

Der Versicherungsschutz für Gewässerschäden – abweichend 
von A1-6.4 – und für Schäden nach dem Umweltschadensge-
setz (USchadG) besteht im Umfang von Abschnitt A1 und den 
folgenden Bedingungen.

Zur gesetzlichen Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen 
(Allgemeines Umweltrisiko) siehe A1-6.4.

A2-1 Gewässerschäden (außer Anlagenrisiko)

A2-1.1  Umfang des Versicherungsschutzes

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare 
Folgen einer nachteiligen Veränderung der Wasser-
beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des 
Grundwassers (Gewässerschäden). Hierbei werden 
Vermögensschäden wie Sachschäden behandelt.

 Sofern diese Gewässerschäden aus der Lagerung 
von gewässerschädlichen Stoffen aus Anlagen, deren 
Betreiber der Versicherungsnehmer ist, resultieren, 
besteht Versicherungsschutz ausschließlich 

 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auf-
forderung des Versicherers jedes neue Risiko inner-
halb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung 
kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unter-
lässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige An-
zeige, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

 Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss 
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war.

 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko 
einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt 
eine Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb 
einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzei-
ge nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz 
für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entste-
hung.

A1-9.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von 
ihrer Entstehung bis zur Einigung im Sinne von A1-9.1 
Absatz 4 auf die Höhe der dem Vertrag zugrundelie-
genden Versicherungssumme pauschal für Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden begrenzt, so-
fern nicht im Versicherungsschein geringere 
Versicherungssummen festgesetzt sind.

A1-9.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für

 a)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder 
Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, 
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

 b)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder 
Führen von Bahnen;

 c)  Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen, mit Ausnahme von 
versicherungspflichtigen Hunden;

 d)  Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden 
und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versi-
cherungsverträgen zu versichern sind;

 e)  Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher 
und amtlicher Tätigkeit;

 f)  Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-Anla-
gen, die mittels Bohrung errichtet werden oder 
wurden.

A1-10 Zuständigkeit bei Versichererwechsel

 Wird der Versicherungsnehmer nach dem Wechsel 
der Haftpflichtversicherung zur VHV Allgemeine Ver-
sicherung AG wegen eines Schadenereignisses in 
Anspruch genommen, dessen genauen Eintrittszeit-
punkt der Versicherungsnehmer auch durch ein Gut-
achten nicht bestimmen kann, so ist die VHV Allge-
meine Versicherung AG als Nachversicherer ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn im Umfang des 
bei ihr bestehenden Vertrages für die Entschädi-
gungsleistung eintrittspflichtig.

 Soweit sich im Rahmen der Ermittlungen der Zeit-
punkt des Schadeneintritts klar feststellen lässt, ist 

19



Folgen (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) 
einer nachteiligen Veränderung der Wasserbeschaf-
fenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wassers (Gewässerschäden).

A2-2.2 Regelungen zu mitversicherten Personen

 a)  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Per-
sonen, die der Versicherungsnehmer durch Ar-
beitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Be-
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grund-
stücke beauftragt hat für den Fall, dass sie aus 
Anlass dieser Verrichtung in Anspruch genommen 
werden.

 b)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Ver-
sicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vor-
schriften die in Ausübung oder infolge des Diens-
tes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden.

A2-2.3 Begrenzung der Leistungen  
(Versicherungssumme)

 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarte Versiche-
rungssumme (gleichgültig, ob Personen-, Sach- oder 
Vermögensschäden) begrenzt. Dies gilt auch dann, 
wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

A2-2.4 Rettungskosten

 a)   Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, 
die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall 
zur Abwendung oder Minderung des Schadens für 
geboten halten durfte (Rettungskosten) sowie au-
ßergerichtliche Gutachterkosten. 

   Diese Kosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschä-
digungsleistung die vereinbarte Versicherungs-
summe nicht übersteigen.

   Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung in A1-5.

 b)  Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und außergerichtliche Gutachterkosten 
sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen 
mit der Entschädigung die vereinbarte Versiche-
rungssumme übersteigen. Eine Billigung des Ver-
sicherers von Maßnahmen des Versicherungsneh-
mers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens gilt nicht als Weisung des Versiche-
rers.

A2-2.5  Eigenschäden 

 Versichert sind – abweichend von A1-3.1 – auch ohne 
dass ein Gewässerschaden droht oder eintritt, Schä-
den an unbeweglichen Sachen des Versicherungs-
nehmers, die dadurch verursacht werden, dass die 
gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus 
der Anlage ausgetreten sind. Der Versicherer ersetzt 
die Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zu-
stands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Ein-
tretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

 –  für Anlagen bis 100 l/kg Inhalt (Kleingebinde) so-
weit das Gesamtfassungsvermögen der vorhande-
nen Behälter 1000 l/kg nicht übersteigt.

   Wenn mit den Anlagen die o. g. Beschränkungen 
überschritten werden, entfällt dieser Versiche-
rungsschutz. Es gelten dann die Bestimmungen 
über die Vorsorgeversicherung (A1-9);

 –  für Geothermie-Anlagen gemäß A1-6.12.

A2-1.2 Rettungskosten

 Der Versicherer übernimmt

 a)  Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte (Rettungskosten), sowie

 b) außergerichtliche Gutachterkosten.

 Dies gilt nur insoweit, als diese Rettungs- und Gut-
achterkosten zusammen mit der Entschädigungsleis-
tung die Versicherungssumme für Sachschäden nicht 
übersteigen.

 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und außergerichtliche Gutachterkosten wer-
den auch insoweit von ihm übernommen, als sie 
 zusammen mit der Entschädigung die Versicherungs-
summe für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung 
des Versicherers von Maßnahmen des Versiche-
rungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens gilt nicht als Weisung des Ver-
sicherers.

A2-1.3 Ausschlüsse

 a)  Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche 
aller Personen, die den Schaden durch vorsätzli-
ches Abweichen von dem Gewässerschutz die-
nenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt 
haben. 

  
  A1-2.3 findet keine Anwendung.

 b)  Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die nachweislich

  −  auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen 
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Gene-
ralstreik, illegalem Streik oder

  −  unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder 
Maßnahmen 

  beruhen.

   Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge-
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausge-
wirkt haben.

A2-2 Gewässerschäden (Anlagenrisiko)

A2-2.1 Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten  
(versichertes Risiko)

 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Inhaber von Heizöltanks gemäß 
A1-6.1 f) zur Lagerung und aus der Verwendung die-
ser gelagerten Stoffe für unmittelbare oder mittelbare 
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Folgen (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) 
einer nachteiligen Veränderung der Wasserbeschaf-
fenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wassers (Gewässerschäden).

A2-2.2 Regelungen zu mitversicherten Personen

 a)  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Per-
sonen, die der Versicherungsnehmer durch Ar-
beitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Be-
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grund-
stücke beauftragt hat für den Fall, dass sie aus 
Anlass dieser Verrichtung in Anspruch genommen 
werden.

 b)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Ver-
sicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vor-
schriften die in Ausübung oder infolge des Diens-
tes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden.

A2-2.3 Begrenzung der Leistungen  
(Versicherungssumme)

 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarte Versiche-
rungssumme (gleichgültig, ob Personen-, Sach- oder 
Vermögensschäden) begrenzt. Dies gilt auch dann, 
wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

A2-2.4 Rettungskosten

 a)   Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, 
die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall 
zur Abwendung oder Minderung des Schadens für 
geboten halten durfte (Rettungskosten) sowie au-
ßergerichtliche Gutachterkosten. 

   Diese Kosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschä-
digungsleistung die vereinbarte Versicherungs-
summe nicht übersteigen.

   Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung in A1-5.

 b)  Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und außergerichtliche Gutachterkosten 
sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen 
mit der Entschädigung die vereinbarte Versiche-
rungssumme übersteigen. Eine Billigung des Ver-
sicherers von Maßnahmen des Versicherungsneh-
mers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens gilt nicht als Weisung des Versiche-
rers.

A2-2.5  Eigenschäden 

 Versichert sind – abweichend von A1-3.1 – auch ohne 
dass ein Gewässerschaden droht oder eintritt, Schä-
den an unbeweglichen Sachen des Versicherungs-
nehmers, die dadurch verursacht werden, dass die 
gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus 
der Anlage ausgetreten sind. Der Versicherer ersetzt 
die Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zu-
stands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Ein-
tretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

 –  für Anlagen bis 100 l/kg Inhalt (Kleingebinde) so-
weit das Gesamtfassungsvermögen der vorhande-
nen Behälter 1000 l/kg nicht übersteigt.

   Wenn mit den Anlagen die o. g. Beschränkungen 
überschritten werden, entfällt dieser Versiche-
rungsschutz. Es gelten dann die Bestimmungen 
über die Vorsorgeversicherung (A1-9);

 –  für Geothermie-Anlagen gemäß A1-6.12.

A2-1.2 Rettungskosten

 Der Versicherer übernimmt

 a)  Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte (Rettungskosten), sowie

 b) außergerichtliche Gutachterkosten.

 Dies gilt nur insoweit, als diese Rettungs- und Gut-
achterkosten zusammen mit der Entschädigungsleis-
tung die Versicherungssumme für Sachschäden nicht 
übersteigen.

 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und außergerichtliche Gutachterkosten wer-
den auch insoweit von ihm übernommen, als sie 
 zusammen mit der Entschädigung die Versicherungs-
summe für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung 
des Versicherers von Maßnahmen des Versiche-
rungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens gilt nicht als Weisung des Ver-
sicherers.

A2-1.3 Ausschlüsse

 a)  Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche 
aller Personen, die den Schaden durch vorsätzli-
ches Abweichen von dem Gewässerschutz die-
nenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt 
haben. 

  
  A1-2.3 findet keine Anwendung.

 b)  Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die nachweislich

  −  auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen 
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Gene-
ralstreik, illegalem Streik oder

  −  unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder 
Maßnahmen 

  beruhen.

   Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge-
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausge-
wirkt haben.

A2-2 Gewässerschäden (Anlagenrisiko)

A2-2.1 Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten  
(versichertes Risiko)

 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Inhaber von Heizöltanks gemäß 
A1-6.1 f) zur Lagerung und aus der Verwendung die-
ser gelagerten Stoffe für unmittelbare oder mittelbare 

nehmer betreffende Pflichten oder Ansprüche wegen 
Umweltschäden an eigenen, gemieteten, geleasten, 
gepachteten oder geliehenen Grundstücken, soweit 
diese Grundstücke vom Versicherungsschutz dieses 
Vertrags erfasst sind. 

A2-3.2 Ausland

 Versichert sind im Umfang von A1-6.7 die im Gel-
tungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) eintretenden Versicherungsfälle.

 Versichert sind insoweit auch die den Versicherungs-
nehmer betreffende Pflichten oder Ansprüche gemäß 
nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mit-
gliedstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche 
den Umfang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschrei-
ten.

A2-3.3 Ausschlüsse

 a)  Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche 
aller Personen, die den Schaden dadurch verur-
sacht haben, dass sie bewusst von Gesetzen, 
Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer 
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Ver-
fügungen, die dem Umweltschutz dienen, abwei-
chen.

  A1-2.3 findet keine Anwendung.

 b)  Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche 
wegen Schäden

  (1)  die durch unvermeidbare, notwendige oder in 
Kauf genommene Einwirkungen auf die Um-
welt entstehen;

  (2)  für die der Versicherungsnehmer aus einem 
anderen Versicherungsvertrag (z. B. Gewäs-
serschaden-Haftpflichtversicherung) Versi-
cherungsschutz hat oder hätte erlangen kön-
nen.

A2-3.4 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall 
3 Mio. EUR und stellt gleichzeitig die Höchstersatz-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres dar.

Abschnitt A3

Forderungsausfallrisiko

A3-1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung
 
A3-1.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 

Versicherungsnehmer oder eine gemäß A1-2 mitver-
sicherte Person während der Wirksamkeit der Versi-
cherung von einem Dritten geschädigt wird (Versi-
cherungsfall) unter folgenden Voraussetzungen:

 a)  Der wegen dieses Schadensereignisses in An-
spruch genommene Dritte kann seiner Schadens-
ersatzverpflichtung ganz oder teilweise nicht 
nachkommen, weil die Zahlungs- oder Leistungs-
unfähigkeit des schadensersatzpflichtigen Dritten 
festgestellt worden ist und 

 b)  die Durchsetzung der Forderung gegen den Drit-
ten ist gescheitert.

 Ein Schadensereignis ist ein Ereignis, das einen Per-

 Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage 
selbst.

A2-2.6 Gemeingefahren

 Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche 
wegen Schäden, die nachweislich

 a)  auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Hand-
lungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 
illegalem Streik oder

 b)  unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder 
Maßnahmen

 beruhen.

 Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, 
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

A2-2.7 Bewusstes Abweichen von rechtlichen  
Vorschriften

 Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller 
Personen, die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder 
an den Versicherungsnehmer gerichteten behördli-
chen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Ge-
wässerschutz dienen, abweichen.

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

A2-3  Sanierung von Umweltschäden gemäß  
Umweltschadensgesetz (USchadG)

 Ein Umweltschaden im Sinne des Umweltschadens-
gesetzes (USchadG) ist eine

 a)  Schädigung von geschützten Arten und natürli-
chen Lebensräumen,

 b)  Schädigung der Gewässer einschließlich Grund-
wasser,

 c) Schädigung des Bodens.

A2-3.1 Versichert sind – abweichend von A1-3.1 – den Versi-
cherungsnehmer betreffende öffentlich-rechtliche 
Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Umwelt-
schäden gemäß USchadG, soweit während der Wirk-
samkeit des Versicherungsvertrags

 a)  die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, 
unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt 
gelangt sind oder

 b)  die sonstige Schadensverursachung plötzlich, un-
fallartig und bestimmungswidrig erfolgt ist.

 Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadensverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschä-
den durch Lagerung, Verwendung oder anderen Um-
gang von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich 
dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruk-
tions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Er-
zeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt 
des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte er-
kannt werden können (Entwicklungsrisiko).

 Versichert sind darüber hinaus den Versicherungs-
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rungsleistung abgetreten werden und die vollstreck-
bare Ausfertigung des Urteils oder Vergleichs 
ausgehändigt wird. Der Versicherungsnehmer hat an 
der Umschreibung des Titels auf den Versicherer mit-
zuwirken.

A3-3 Umfang der Forderungsausfalldeckung

A3-3.1  Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titu-
lierten Forderung.

A3-3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt.

A3-3.3 Dem schadensersatzpflichtigen Dritten stehen keine 
Rechte aus diesem Vertrag zu.

A3-4 Räumlicher Geltungsbereich

 Versicherungsschutz besteht – abweichend von A1-
6.7 – für Schadensereignisse die in einem Mitglieds-
staat der Europäischen Union, der Schweiz, Norwe-
gens, Island, Liechtenstein oder Großbritannien 
eintreten, wenn diese auf ein Gebäude oder Grund-
stück im Inland zurückzuführen sind. 

A3-5 Besondere Ausschlüsse für das Forderungsaus-
fallrisiko

 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

 a)  Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der 
Rechtsverfolgung; 

 b)  Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder 
vertraglichen Forderungsübergangs;

 c)  Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass be-
rechtigte Einwendungen oder begründete Rechts-
mittel nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht 
oder eingelegt wurden;

 d) Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz
  –  ein anderer Versicherer Leistungen zu erbringen 

hat (z. B. der Schadensversicherer des Versi-
cherungsnehmers) oder

  –  ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleis-
tungsträger Leistungen zu erbringen hat, auch 
nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteili-
gungsansprüche oder ähnliche von Dritten han-
delt.

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A

A(GB)-1  Abtretungsverbot

 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers 
weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine Ab-
tretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und 
Auswirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung)

A(GB)-2.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung 
mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versi-
cherten Risikos gegenüber den früheren Angaben 
eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch 

sonen-, Sach- oder daraus resultierenden Vermö-
gensschaden zur Folge hat und für den der Dritte auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts zum Schadenersatz ver-
pflichtet ist (schädigender Dritter).

 Abweichend von B3-3.2.2 beginnt die Anzeigepflicht 
für diese Forderungsausfalldeckung erst, wenn die 
Leistungsvoraussetzungen gemäß A3-2.1 und A3-2.2 
erfüllt sind.

A3-1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, 
in dem der schadensersatzpflichtige Dritte Versiche-
rungsschutz im Rahmen und Umfang der in diesem 
Vertrag geregelten Haus- und Grundbesitzer-Haft-
pflichtversicherung des Versicherungsnehmers hätte. 
Daher finden im Rahmen der Forderungsausfallde-
ckung für die Person des Schädigers auch die Risiko-
beschreibungen und Ausschlüsse Anwendung, die 
für den Versicherungsnehmer gelten. So besteht ins-
besondere kein Versicherungsschutz, wenn der 
Schädiger den Schaden im Rahmen seiner berufli-
chen oder gewerblichen Tätigkeit verursacht hat.

A3-1.3 Mitversichert sind - abweichend von A1-7.1 – Schä-
den, die durch ein vorsätzliches Handeln des Schädi-
gers entstanden sind.  

A3-2 Leistungsvoraussetzungen

 Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungs-
nehmer oder einer gemäß A1-2 mitversicherten Per-
son leistungspflichtig, wenn

A3-2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil, einen 
vollstreckbaren Vergleich oder einen Vollstreckungs-
bescheid  vor einem ordentlichen Gericht in der Bun-
desrepublik Deutschland oder einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union, der Schweiz, 
Norwegens, Island, Liechtenstein und Großbritannien 
festgestellt worden ist oder ein notarielles Schuldan-
erkenntnis des Schädigers vor einem Notar eines die-
ser Staaten erwirkt wurde.

 Anerkenntnis-, Versäumnisurteile, Vollstreckungsbe-
scheide, gerichtliche Vergleiche und Feststellungen 
der Forderungen zur Insolvenztabelle sowie ver-
gleichbare Titel der vorgenannten Länder binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne 
einen dieser Titel bestanden hätte.

A3-2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfä-
hig ist. Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsneh-
mer oder eine mitversicherte Person nachweist, dass

 a)  eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befrie-
digung geführt hat,

 b)  eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, 
da der schadensersatzpflichtige Dritte in den letz-
ten zwei Jahren die Vermögensauskunft abgege-
ben hat oder 

 c)  ein gegen den schadensersatzpflichtigen Dritten 
durchgeführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfah-
ren mangels Masse abgelehnt wurde, 

  und

A3-2.3  an den Versicherer die Ansprüche gegen den scha-
densersatzpflichtigen Dritten in Höhe der Versiche-
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rungsleistung abgetreten werden und die vollstreck-
bare Ausfertigung des Urteils oder Vergleichs 
ausgehändigt wird. Der Versicherungsnehmer hat an 
der Umschreibung des Titels auf den Versicherer mit-
zuwirken.

A3-3 Umfang der Forderungsausfalldeckung

A3-3.1  Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titu-
lierten Forderung.

A3-3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt.

A3-3.3 Dem schadensersatzpflichtigen Dritten stehen keine 
Rechte aus diesem Vertrag zu.

A3-4 Räumlicher Geltungsbereich

 Versicherungsschutz besteht – abweichend von A1-
6.7 – für Schadensereignisse die in einem Mitglieds-
staat der Europäischen Union, der Schweiz, Norwe-
gens, Island, Liechtenstein oder Großbritannien 
eintreten, wenn diese auf ein Gebäude oder Grund-
stück im Inland zurückzuführen sind. 

A3-5 Besondere Ausschlüsse für das Forderungsaus-
fallrisiko

 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

 a)  Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der 
Rechtsverfolgung; 

 b)  Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder 
vertraglichen Forderungsübergangs;

 c)  Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass be-
rechtigte Einwendungen oder begründete Rechts-
mittel nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht 
oder eingelegt wurden;

 d) Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz
  –  ein anderer Versicherer Leistungen zu erbringen 

hat (z. B. der Schadensversicherer des Versi-
cherungsnehmers) oder

  –  ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleis-
tungsträger Leistungen zu erbringen hat, auch 
nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteili-
gungsansprüche oder ähnliche von Dritten han-
delt.

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A

A(GB)-1  Abtretungsverbot

 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers 
weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine Ab-
tretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und 
Auswirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung)

A(GB)-2.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung 
mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versi-
cherten Risikos gegenüber den früheren Angaben 
eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch 

sonen-, Sach- oder daraus resultierenden Vermö-
gensschaden zur Folge hat und für den der Dritte auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts zum Schadenersatz ver-
pflichtet ist (schädigender Dritter).

 Abweichend von B3-3.2.2 beginnt die Anzeigepflicht 
für diese Forderungsausfalldeckung erst, wenn die 
Leistungsvoraussetzungen gemäß A3-2.1 und A3-2.2 
erfüllt sind.

A3-1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, 
in dem der schadensersatzpflichtige Dritte Versiche-
rungsschutz im Rahmen und Umfang der in diesem 
Vertrag geregelten Haus- und Grundbesitzer-Haft-
pflichtversicherung des Versicherungsnehmers hätte. 
Daher finden im Rahmen der Forderungsausfallde-
ckung für die Person des Schädigers auch die Risiko-
beschreibungen und Ausschlüsse Anwendung, die 
für den Versicherungsnehmer gelten. So besteht ins-
besondere kein Versicherungsschutz, wenn der 
Schädiger den Schaden im Rahmen seiner berufli-
chen oder gewerblichen Tätigkeit verursacht hat.

A3-1.3 Mitversichert sind - abweichend von A1-7.1 – Schä-
den, die durch ein vorsätzliches Handeln des Schädi-
gers entstanden sind.  

A3-2 Leistungsvoraussetzungen

 Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungs-
nehmer oder einer gemäß A1-2 mitversicherten Per-
son leistungspflichtig, wenn

A3-2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil, einen 
vollstreckbaren Vergleich oder einen Vollstreckungs-
bescheid  vor einem ordentlichen Gericht in der Bun-
desrepublik Deutschland oder einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union, der Schweiz, 
Norwegens, Island, Liechtenstein und Großbritannien 
festgestellt worden ist oder ein notarielles Schuldan-
erkenntnis des Schädigers vor einem Notar eines die-
ser Staaten erwirkt wurde.

 Anerkenntnis-, Versäumnisurteile, Vollstreckungsbe-
scheide, gerichtliche Vergleiche und Feststellungen 
der Forderungen zur Insolvenztabelle sowie ver-
gleichbare Titel der vorgenannten Länder binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne 
einen dieser Titel bestanden hätte.

A3-2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfä-
hig ist. Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsneh-
mer oder eine mitversicherte Person nachweist, dass

 a)  eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befrie-
digung geführt hat,

 b)  eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, 
da der schadensersatzpflichtige Dritte in den letz-
ten zwei Jahren die Vermögensauskunft abgege-
ben hat oder 

 c)  ein gegen den schadensersatzpflichtigen Dritten 
durchgeführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfah-
ren mangels Masse abgelehnt wurde, 

  und

A3-2.3  an den Versicherer die Ansprüche gegen den scha-
densersatzpflichtigen Dritten in Höhe der Versiche-

jahresbeitrag um den sich aus A(GB)-3.2 ergebenden 
Prozentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der 
veränderte Folgejahresbeitrag wird dem Versiche-
rungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung be-
kannt gegeben.

 Hat sich der Durchschnitt der Schadenszahlungen 
des Versicherers in jedem der letzten fünf Kalender-
jahre um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen 
erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre 
nach A(GB)-3.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer 
den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhö-
hen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadens-
zahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen 
im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung 
darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde.

A(GB)-3.4 Liegt die Veränderung nach A(GB)-3.2 oder A(GB)-3.3 
unter 5 Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. 
Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden 
Jahren zu berücksichtigen.

A(GB)-3.5 Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsanglei-
chung gemäß A(GB)-3.3, ohne dass sich der Umfang 
des Versicherungsschutzes ändert, kann der Versi-
cherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-
cherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu 
dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhö-
hung wirksam werden sollte.

 Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätes-
tens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Bei-
tragserhöhung zugehen.

 Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht.

Teil B 

Allgemeiner Teil

Abschnitt B1

Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes

 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt 
vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder 
Einmalbeitrags.

B1-2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode

B1-2.1 Beitragszahlung

 Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus 
gezahlt, entweder durch laufende Zahlungen monat-
lich, vierteljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Ein-
malbeitrag.

B1-2.2  Versicherungsperiode

 Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt 
auch, wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als 

durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfol-
gen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch 
des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen An-
gaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser 
vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in 
dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunter-
schiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtig-
keit der Angaben kein Verschulden trifft.

A(GB)-2.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versiche-
rungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird der 
Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt 
(Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risi-
ken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der 
Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich verein-
barte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschrit-
ten werden. Alle entsprechend A(GB)-3.1 nach dem 
Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen 
und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden be-
rücksichtigt.

A(GB)-2.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für 
den die Angaben zu machen waren, eine Nachzah-
lung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rech-
nung gestellten Beitrags verlangen. Werden die An-
gaben nachträglich gemacht, findet eine 
Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsneh-
mer zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, 
wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach 
Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrags erfolg-
ten.

A(GB)-2.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch An-
wendung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszah-
lung für mehrere Jahre.

A(GB)-3  Beitragsangleichung und Kündigungsrecht nach 
Beitragsangleichung

A(GB)-3.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Bei-
tragsangleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, 
Bau- oder Umsatzsumme berechnet werden, findet 
keine Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge un-
terliegen unabhängig von der Art der Beitragsberech-
nung der Beitragsangleichung.

A(GB)-3.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit 
Wirkung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um 
welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalender-
jahr der Durchschnitt der Schadenszahlungen aller 
zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung 
zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorver-
gangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den er-
mittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedri-
gere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.

 Als Schadenszahlungen gelten dabei auch die 
speziell durch den einzelnen Schadensfall veranlass-
ten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe 
der Versicherungsleistungen.

 Durchschnitt der Schadenszahlungen eines Kalen-
derjahres ist die Summe der in diesem Jahr geleiste-
ten Schadenszahlungen geteilt durch die Anzahl der 
im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadens-
fälle.

A(GB)-3.3  Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, 
im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folge-
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Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, 
Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu einem ande-
ren vereinbarten Zeitpunkt fällig.

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit 
veranlasst wird.

B1-4.2 Verzug und Schadensersatz

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. 
Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zahlung zu ver-
treten hat.

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.

B1-4.3  Mahnung

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist 
bestimmen (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss min-
destens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsauf-
forderung betragen.

 Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je 
Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie 
der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf 
die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungs-
recht) hinweist.

B1-4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung

 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls 
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

B1-4.5 Kündigung nach Mahnung

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer 
nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist mit sofortiger Wirkung kündigen.

 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die 
Kündigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.

B1-4.6  Zahlung des Beitrags nach Kündigung

 Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung 
innerhalb eines Monats nach der Kündigung veran-
lasst wird. Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist 
verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die 
Zahlung innerhalb eines Monats nach Fristablauf ver-
anlasst wird.

 Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1-4.4 
bleibt bis zur Zahlung bestehen.

ein Jahr ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer 
als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode 
der Vertragsdauer.

B1-2.3 Versicherungsjahr

 Das Versicherungsjahr beträgt ein Jahr. Besteht die 
vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen Jahren, 
wird das erste Versicherungsjahr entsprechend ver-
kürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum ver-
einbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre.

B1-3  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung

B1-3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich 
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns 
zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen 
eines Widerrufrechts.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmali-
ge Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zah-
len.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung veranlasst ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens 
einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins 
zu zahlen.

B1-3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei  
Zahlungsverzug

 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzei-
tig nach B1-3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Versicherungsneh-
mer die Zahlung nicht veranlasst hat.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B1-3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers

 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1-3.1 zahlt, 
so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des 
Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur 
Leistung verpflichtet. Voraussetzung ist, dass er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags auf-
merksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

B1-4  Folgebeitrag

B1-4.1  Fälligkeit

 Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten 
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Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, 
Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu einem ande-
ren vereinbarten Zeitpunkt fällig.

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit 
veranlasst wird.

B1-4.2 Verzug und Schadensersatz

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. 
Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zahlung zu ver-
treten hat.

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.

B1-4.3  Mahnung

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist 
bestimmen (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss min-
destens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsauf-
forderung betragen.

 Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je 
Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie 
der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf 
die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungs-
recht) hinweist.

B1-4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung

 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls 
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

B1-4.5 Kündigung nach Mahnung

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer 
nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist mit sofortiger Wirkung kündigen.

 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die 
Kündigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.

B1-4.6  Zahlung des Beitrags nach Kündigung

 Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung 
innerhalb eines Monats nach der Kündigung veran-
lasst wird. Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist 
verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die 
Zahlung innerhalb eines Monats nach Fristablauf ver-
anlasst wird.

 Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1-4.4 
bleibt bis zur Zahlung bestehen.

ein Jahr ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer 
als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode 
der Vertragsdauer.

B1-2.3 Versicherungsjahr

 Das Versicherungsjahr beträgt ein Jahr. Besteht die 
vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen Jahren, 
wird das erste Versicherungsjahr entsprechend ver-
kürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum ver-
einbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre.

B1-3  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung

B1-3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich 
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns 
zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen 
eines Widerrufrechts.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmali-
ge Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zah-
len.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung veranlasst ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens 
einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins 
zu zahlen.

B1-3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei  
Zahlungsverzug

 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzei-
tig nach B1-3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Versicherungsneh-
mer die Zahlung nicht veranlasst hat.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B1-3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers

 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1-3.1 zahlt, 
so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des 
Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur 
Leistung verpflichtet. Voraussetzung ist, dass er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags auf-
merksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

B1-4  Folgebeitrag

B1-4.1  Fälligkeit

 Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten 

 Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der 
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so 
steht dem Versicherer eine angemessene Geschäfts-
gebühr zu.

B1-6.2.3  Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, 
so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang 
der Anfechtungserklärung zu.

B1-6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht 
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte bean-
spruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der 
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.

B1-6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versiche-
rer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen.

 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt.

Abschnitt B2 

Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

B2-1  Dauer und Ende des Vertrags

B2-1.1  Vertragsdauer

 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitraum abgeschlossen.

B2-1.2 Stillschweigende Verlängerung

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er 
verlängert sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen 
Vertragslaufzeit eine Kündigung zugegangen ist.

B2-1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf.

B2-1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ab-
lauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden 
Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versiche-
rer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.

B1-5  Lastschriftverfahren

B1-5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers

 Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfah-
ren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer 
zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine 
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Ver-
sicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezo-
gen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzei-
tig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen Zah-
lungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

B1-5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug

 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass 
ein oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einzie-
hungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist 
der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschrift-
mandat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
zu kündigen.

 Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzu-
weisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 
ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträ-
ge selbst zu übermitteln.

 Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

B1-6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

B1-6.1 Allgemeiner Grundsatz

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem 
Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungs-
schutz bestanden hat.

B1-6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, 
Rücktritt, Anfechtung und fehlendem  
versicherten Interesse

B1-6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragser-
klärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer 
nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufserklä-
rung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Vor-
aussetzung ist, dass der Versicherer in der Widerrufs-
belehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen 
des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hinge-
wiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt 
hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wi-
derrufsfrist beginnt.

 Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, 
hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Jahr 
des Versicherungsschutzes gezahlten Beitrag zu er-
statten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in An-
spruch genommen hat.

B1-6.2.2  Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag 
zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der 
Rücktrittserklärung zu.
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 Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsver-
trag mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode in Textform zu kün-
digen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlen-
der Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versi-
cherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird.

B2-3.3 Beitrag

 Der Veräußerer und der Erwerber haften für den 
Beitrag als Gesamtschuldner, wenn der Übergang 
auf den Erwerber während einer laufenden Versiche-
rungsperiode erfolgt.

 Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, haf-
tet der Veräußerer allein für die Zahlung des Beitrags.

B2-3.4  Anzeigepflichten

 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 
oder Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) anzuzeigen. 

 Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsfall später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer 
hätte zugehen müssen. Der Versicherer muss hierzu 
nachweisen, dass er den mit dem Veräußerer beste-
henden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte. 

 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, 
zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Der 
Versicherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet, 
wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls 
die Frist für seine Kündigung abgelaufen war und er 
nicht gekündigt hat.

Abschnitt B3

Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

B3-1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) gefragt hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt 
auch dann, wenn der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in 
Textform stellt.

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Absatz 1 und B3-1.2 sowohl die Kenntnis 
und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis 
und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berück-
sichtigen.

B2-1.5  Wegfall des versicherten Interesses

 Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet 
der Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt.

B2-2  Kündigung nach Versicherungsfall

B2-2.1  Kündigungsrecht

 Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, 
wenn

 a)  vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung 
oder eine Zahlung von Sanierungskosten von Um-
weltschäden geleistet wurde, 

 b)  der Versicherer den Anspruch des Versicherungs-
nehmers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt hat 
oder

 c)  dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 
versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird.

 Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens 
einen Monat nach der Zahlung, der Ablehnung oder 
der Zustellung der Klage zugegangen sein.

B2-2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer

 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam.

 Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, 
dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird.

B2-2.3 Kündigung durch Versicherer

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam.

B2-3  Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

B2-3.1  Übergang der Versicherung

 Wird ein Unternehmen veräußert, tritt der Erwerber an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der 
Dauer seines Eigentums sich aus dem Versiche-
rungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein.

 Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnli-
chen Verhältnisses von einem Dritten übernommen 
wird.

B2-3.2 Kündigung

 Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegen-
über den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Tele-
fax oder Brief) zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der 
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung aus-
geübt wird.
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 Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsver-
trag mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode in Textform zu kün-
digen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlen-
der Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versi-
cherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird.

B2-3.3 Beitrag

 Der Veräußerer und der Erwerber haften für den 
Beitrag als Gesamtschuldner, wenn der Übergang 
auf den Erwerber während einer laufenden Versiche-
rungsperiode erfolgt.

 Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, haf-
tet der Veräußerer allein für die Zahlung des Beitrags.

B2-3.4  Anzeigepflichten

 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 
oder Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) anzuzeigen. 

 Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsfall später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer 
hätte zugehen müssen. Der Versicherer muss hierzu 
nachweisen, dass er den mit dem Veräußerer beste-
henden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte. 

 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, 
zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Der 
Versicherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet, 
wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls 
die Frist für seine Kündigung abgelaufen war und er 
nicht gekündigt hat.

Abschnitt B3

Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

B3-1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) gefragt hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt 
auch dann, wenn der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in 
Textform stellt.

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Absatz 1 und B3-1.2 sowohl die Kenntnis 
und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis 
und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berück-
sichtigen.

B2-1.5  Wegfall des versicherten Interesses

 Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet 
der Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt.

B2-2  Kündigung nach Versicherungsfall

B2-2.1  Kündigungsrecht

 Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, 
wenn

 a)  vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung 
oder eine Zahlung von Sanierungskosten von Um-
weltschäden geleistet wurde, 

 b)  der Versicherer den Anspruch des Versicherungs-
nehmers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt hat 
oder

 c)  dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 
versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird.

 Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens 
einen Monat nach der Zahlung, der Ablehnung oder 
der Zustellung der Klage zugegangen sein.

B2-2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer

 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam.

 Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, 
dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird.

B2-2.3 Kündigung durch Versicherer

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam.

B2-3  Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

B2-3.1  Übergang der Versicherung

 Wird ein Unternehmen veräußert, tritt der Erwerber an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der 
Dauer seines Eigentums sich aus dem Versiche-
rungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein.

 Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnli-
chen Verhältnisses von einem Dritten übernommen 
wird.

B2-3.2 Kündigung

 Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegen-
über den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Tele-
fax oder Brief) zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der 
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung aus-
geübt wird.

 Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 
Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

B3-1.2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

B3-1.2.1  Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1, kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rücktritts be-
steht auch für die Vergangenheit kein Versicherungs-
schutz.

 Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die un-
richtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder an-
deren Bedingungen geschlossen hätte.

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht ursächlich war. Auch in 
diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt hat.

B3-1.2.2 Kündigung

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1 einfach fahrlässig oder 
schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingun-
gen geschlossen hätte.

B3-1.2.3 Vertragsänderung

 Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach B3-1.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und 
hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu ande-
ren Bedingungen geschlossen, so werden die ande-
ren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-
sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 

kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht 
hinzuweisen.

B3-1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des 
Versicherers

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung muss der Versicherer innerhalb 
eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er 
die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt. Zur Begründung kann er nachträglich weitere 
Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kennt-
niserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Ver-
letzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kennt-
nis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte 
Recht begründen.

B3-1.4  Hinweispflicht des Versicherers

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
auf die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hin-
gewiesen hat.

B3-1.5  Ausschluss von Rechten des Versicherers

 Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum 
Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung 
nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefah-
rumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

B3-1.6  Anfechtung

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen.

B3-1.7  Erlöschen der Rechte des Versicherers

 Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kün-
digung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ab-
lauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese 
Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor 
Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 
zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder 
sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arg-
listig verletzt hat.

B3-2  Gefahrerhöhung (entfällt, da nicht relevant)

B3-3  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

B3-3.1  Obliegenheiten vor Eintritt des  
Versicherungsfalls

B3-3.1.1  Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versi-
cherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers in-
nerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt 
nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Um-
stand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne 
weiteres als besonders gefahrdrohend.

B3-3.1.2  Rechtsfolgen

 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalls gegenüber dem Versicherer 
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zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.

 Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat.

B3-3.2  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des  
Versicherungsfalls

 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten zu 
erfüllen:

B3-3.2.1  Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versi-
cherungsnehmer Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen 
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.

B3-3.2.2  Zusätzlich zu B3-3.2.1 gilt:

 a)  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer inner-
halb einer Woche anzuzeigen, auch wenn noch 
keine Schadensersatzansprüche erhoben worden 
sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden.

 b)  Er hat dem Versicherer ausführliche und wahr-
heitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und 
ihn bei der Schadensermittlung und -regulierung 
zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht 
des Versicherers für die Bearbeitung des Scha-
dens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle 
dafür angeforderten Schriftstücke übersandt wer-
den.

 c)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein An-
spruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskos-
tenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der 
Streit verkündet, hat er dies dem Versicherer un-
verzüglich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn gegen 
den Versicherungsnehmer wegen des den An-
spruch begründenden Schadensereignisses ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.

 d)  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung 
von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz 
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wi-
derspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers 
bedarf es nicht.

 e)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat 
er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu 
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. 
Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsan-
walt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Ver-
fügung stellen. 

B3-3.3  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

B3-3.3.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach B3-3.1 oder B3-3.2 vorsätzlich, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhält-
nis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht.

B3-3.3.2  Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

B3-3.3.3  Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt 
auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Abschnitt B4 

Weitere Regelungen

B4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

B4-1.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko 
in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

B4-1.2  Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekom-
men ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies 
wusste, kann er die Aufhebung des später geschlos-
senen Vertrags verlangen.

B4-1.3  Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versi-
cherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats gel-
tend macht, nachdem er von der Mehrfachversiche-
rung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu 
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit 
der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

B4-2  Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

B4-2.1  Form, zuständige Stelle

 Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfol-
gen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
abzugeben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schrift-
form oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt 
ist.

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachträgen als zuständige be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen 
Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben bestehen.
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zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.

 Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat.

B3-3.2  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des  
Versicherungsfalls

 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten zu 
erfüllen:

B3-3.2.1  Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versi-
cherungsnehmer Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen 
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.

B3-3.2.2  Zusätzlich zu B3-3.2.1 gilt:

 a)  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer inner-
halb einer Woche anzuzeigen, auch wenn noch 
keine Schadensersatzansprüche erhoben worden 
sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden.

 b)  Er hat dem Versicherer ausführliche und wahr-
heitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und 
ihn bei der Schadensermittlung und -regulierung 
zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht 
des Versicherers für die Bearbeitung des Scha-
dens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle 
dafür angeforderten Schriftstücke übersandt wer-
den.

 c)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein An-
spruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskos-
tenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der 
Streit verkündet, hat er dies dem Versicherer un-
verzüglich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn gegen 
den Versicherungsnehmer wegen des den An-
spruch begründenden Schadensereignisses ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.

 d)  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung 
von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz 
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wi-
derspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers 
bedarf es nicht.

 e)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat 
er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu 
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. 
Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsan-
walt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Ver-
fügung stellen. 

B3-3.3  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

B3-3.3.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach B3-3.1 oder B3-3.2 vorsätzlich, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhält-
nis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht.

B3-3.3.2  Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

B3-3.3.3  Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt 
auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Abschnitt B4 

Weitere Regelungen

B4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

B4-1.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko 
in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

B4-1.2  Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekom-
men ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies 
wusste, kann er die Aufhebung des später geschlos-
senen Vertrags verlangen.

B4-1.3  Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versi-
cherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats gel-
tend macht, nachdem er von der Mehrfachversiche-
rung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu 
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit 
der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

B4-2  Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

B4-2.1  Form, zuständige Stelle

 Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfol-
gen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
abzugeben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schrift-
form oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt 
ist.

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachträgen als zuständige be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen 
Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben bestehen.

B4-2.2  Nichtanzeige einer Anschriften- oder  
Namensänderung

 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines ein-
geschriebenen Briefs an die letzte dem Versicherer 
bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt 
entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht 
angezeigten Namensänderung des Versicherungs-
nehmers.

B4-2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung

 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter 
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlos-
sen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Nie-
derlassung die Bestimmungen nach B4-2.2 entspre-
chend Anwendung.

B4-3 Vollmacht des Versicherungsvertreters  
(entfällt, da nicht relevant)

B4-4 Verjährung

 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjäh-
ren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden 
ist und der Gläubiger von den Anspruch begründen-
den Umständen und der Person des Schuldners 
Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis 
steht der Kenntnis gleich.

 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller nicht mit.

 Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allge-
meinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

B4-5 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände

 Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Versicherungsnehmer und dem Versicherer auf, kann 
sich der Versicherungsnehmer jederzeit an die Be-
schwerdestelle des Versicherers wenden:

 Zentrales Beschwerdemanagement
 VHV-Platz 1
 30177 Hannover
 E-Mail: beschwerden@vhv.de

 Außerdem stehen dem Versicherungsnehmer insbe-
sondere folgende weitere Beschwerdemöglichkeiten 
zu:

B4-5.1  Versicherungsombudsmann

 Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen 
Verbraucher oder um eine Person handelt, die sich in 
verbraucherähnlicher Lage befindet, gilt:

 Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten 
kann sich der Versicherungsnehmer an den Ombuds-
mann für Versicherungen wenden.

 Versicherungsombudsmann e.V.
 Postfach 080632
 10006 Berlin
 Telefon: 0800 3696000
 E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
 Internet: www.versicherungsombudsmann.de

 Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unab-
hängige und kostenfrei arbeitende Schlichtungsstel-
le. Der Versicherer hat sich verpflichtet, an dem 
Schlichtungsverfahren teilzunehmen. Versicherungs-
nehmer, die diesen Vertrag online (z. B. über eine 
Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, 
können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die 
Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wen-
den. Ihre Beschwerde wird dann über diese Plattform 
an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet. 

B4-5.2 Versicherungsaufsicht

 Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung 
des Versicherers nicht zufrieden ist oder Meinungs-
verschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auftre-
ten, kann er sich auch an die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer 
unterliegt der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht.

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin)

 Sektor Versicherungsaufsicht
 Graurheindorfer Straße 108
 53117 Bonn
 Telefon: 0800 2 100 500
 E-Mail: poststelle@bafin.de
 Internet: www.bafin.de

 Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann 
einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden.

B4-5.3  Rechtsweg

 Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 
beschreiten.

B4-5.3.1  Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den 
Versicherer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung.

 Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Be-
zirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

 Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Ver-
tragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas-
sung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Aus-
land, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem 
der Versicherer seinen Sitz hat.
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B4-5.3.2  Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den 
Versicherungsnehmer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlas-
sung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; 
fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufent-
halt.

 Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs-
nehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung.

B4-6 Anzuwendendes Recht

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

B4-7 Embargobestimmung

 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt an-
wendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten 
Staaten von Amerika, soweit dem nicht Rechtsvor-
schriften der Europäischen Union oder der Bundesre-
publik Deutschland entgegenstehen.

Besondere Bedingungen für die Differenzdeckung in der Haus- und Grundbesitzer- 
Haftpflichtversicherung (BB Sofortschutz HuG)
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1. Vertragsgrundlagen

 Der Versicherungsschutz regelt sich nach den Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen für die Private Haus- und 
Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung KLASSIK-GARANT 
(AVB HuG KLASSIK-GARANT 2024), soweit sich aus den 
folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt.

2. Gegenstand der Differenzdeckung

 Diese Differenzdeckung erweitert eine bei einem  anderen 
Versicherer bestehende Haus- und Grund besitzer-
Haftpflichtversicherung. 

 Der Versicherungsschutz aus der bei dem anderen Versi-
cherer bestehenden Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht-
versicherung geht dem Versicherungsschutz des bei der 
VHV neu abgeschlossenen Vertrages vor (Subsidiarität).

3. Leistungsumfang

3.1  Summen-Differenzdeckung

 Die Summen-Differenzdeckung gilt für den Fall, dass 
 –  die Höhe der vereinbarten Versicherungssumme des bei 

der VHV abgeschlossenen Vertrages die Versicherungs-
summe des anderweitig bestehenden Vertrages über-
schreitet, 

 –  die bei dem anderweitig bestehenden Vertrag vereinbar-
te Versicherungssumme im Schadenfall nicht ausrei-
chend ist.

3.2 Konditions-Differenzdeckung

 Die Konditions-Differenzdeckung gilt, sofern der Versiche-
rungsschutz des bei der VHV neu abgeschlossenen Ver-
trages Leistungen beinhaltet, die in der Haus- und Grund-
besitzer-Haftpflichtversicherung des anderen Versicherers 
nicht oder nicht in diesem Umfang vereinbart sind (z. B. 
Leistungserweiterungen, Entschädigungsgrenzen, Selbst-
behalte). 

3.3  Maßgeblich für die Entschädigung aus der Differenzde-
ckung ist der Umfang des Versicherungsschutzes der bei 
dem anderen Versicherer bestehenden Haus- und Grund-
besitzer-Haftpflichtversicherung zum Zeitpunkt der An-
tragstellung der Differenzdeckung. Nach diesem Zeitpunkt 
vorgenommene Änderungen der Haus- und Grundbesit-
zer-Haftpflichtversicherung des anderen Versicherers wer-
den bei der Differenzdeckung nicht berücksichtigt.

3.4 Beinhaltet der bei der VHV neu abgeschlossene Vertrag 
eine Selbstbeteiligung, wird diese von der Entschädigung 
aus der Differenzdeckung abgezogen. 

4. Ausschlüsse

4.1 Die Differenzdeckung leistet nicht, wenn

 a)  zum Zeitpunkt der Antragstellung der Differenzde-
ckung keine Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversi-
cherung bei einem anderen Versicherer besteht,

 b)  zum Zeitpunkt des Schadenereignisses keine Haus- 
und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung bei einem 
anderen Versicherer besteht,

 c)  die Leistungen bei dem anderen Versicherer in der 
Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 
durch Zahlung eines gesonderten Beitrags abschließ-
bar gewesen wären,

 d)  die Entschädigung des anderen Versicherers aufgrund 
einer Vereinbarung (z. B. Vergleich, Abfindung) zwi-
schen dem anderen Versicherer und dem Versiche-
rungsnehmer nicht zum vollen Ersatz des Schadens 
führt. Gleiches gilt, wenn aufgrund fehlender Nachwei-
se über die Schadenhöhe durch den anderen Versiche-
rer lediglich eine pauschale Entschädigung geleistet 
wird.

4.2  Ist der andere Versicherer aufgrund
 – Nichtzahlung der Beiträge (§§ 37, 38 VVG),
 – Verletzung von Obliegenheiten, 
 – arglistiger Täuschung
 ganz oder teilweise leistungsfrei, so entfällt auch die Leis-

tungspflicht aus der Differenzdeckung der VHV.

5. Verhalten im Schadenfall

 Der Versicherungsnehmer hat

 a)  dem Versicherer der anderweitig bestehenden Haus- 
und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung den Scha-
deneintritt anzuzeigen und dort seine Schadenersatz-
ansprüche geltend zu machen;

 b)  der VHV den Schadenfall unverzüglich anzuzeigen, 
wenn Schadenersatzansprüche zur Differenzdeckung 
geltend gemacht werden.

 Die übrigen in Abschnitt B3-3.2 der AVB HuG KLASSIK- 
GARANT genannten Obliegenheiten bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bleiben hiervon unberührt.

6. Dauer der Differenzdeckung 

6.1 Der Versicherungsschutz für die Differenzdeckung gilt 
längstens für 12 Monate und endet automatisch mit dem 
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B4-5.3.2  Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den 
Versicherungsnehmer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlas-
sung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; 
fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufent-
halt.

 Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs-
nehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung.

B4-6 Anzuwendendes Recht

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

B4-7 Embargobestimmung

 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt an-
wendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten 
Staaten von Amerika, soweit dem nicht Rechtsvor-
schriften der Europäischen Union oder der Bundesre-
publik Deutschland entgegenstehen.

Besondere Bedingungen für die Differenzdeckung in der Haus- und Grundbesitzer- 
Haftpflichtversicherung (BB Sofortschutz HuG)
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1. Vertragsgrundlagen

 Der Versicherungsschutz regelt sich nach den Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen für die Private Haus- und 
Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung KLASSIK-GARANT 
(AVB HuG KLASSIK-GARANT 2024), soweit sich aus den 
folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt.

2. Gegenstand der Differenzdeckung

 Diese Differenzdeckung erweitert eine bei einem  anderen 
Versicherer bestehende Haus- und Grund besitzer-
Haftpflichtversicherung. 

 Der Versicherungsschutz aus der bei dem anderen Versi-
cherer bestehenden Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht-
versicherung geht dem Versicherungsschutz des bei der 
VHV neu abgeschlossenen Vertrages vor (Subsidiarität).

3. Leistungsumfang

3.1  Summen-Differenzdeckung

 Die Summen-Differenzdeckung gilt für den Fall, dass 
 –  die Höhe der vereinbarten Versicherungssumme des bei 

der VHV abgeschlossenen Vertrages die Versicherungs-
summe des anderweitig bestehenden Vertrages über-
schreitet, 

 –  die bei dem anderweitig bestehenden Vertrag vereinbar-
te Versicherungssumme im Schadenfall nicht ausrei-
chend ist.

3.2 Konditions-Differenzdeckung

 Die Konditions-Differenzdeckung gilt, sofern der Versiche-
rungsschutz des bei der VHV neu abgeschlossenen Ver-
trages Leistungen beinhaltet, die in der Haus- und Grund-
besitzer-Haftpflichtversicherung des anderen Versicherers 
nicht oder nicht in diesem Umfang vereinbart sind (z. B. 
Leistungserweiterungen, Entschädigungsgrenzen, Selbst-
behalte). 

3.3  Maßgeblich für die Entschädigung aus der Differenzde-
ckung ist der Umfang des Versicherungsschutzes der bei 
dem anderen Versicherer bestehenden Haus- und Grund-
besitzer-Haftpflichtversicherung zum Zeitpunkt der An-
tragstellung der Differenzdeckung. Nach diesem Zeitpunkt 
vorgenommene Änderungen der Haus- und Grundbesit-
zer-Haftpflichtversicherung des anderen Versicherers wer-
den bei der Differenzdeckung nicht berücksichtigt.

3.4 Beinhaltet der bei der VHV neu abgeschlossene Vertrag 
eine Selbstbeteiligung, wird diese von der Entschädigung 
aus der Differenzdeckung abgezogen. 

4. Ausschlüsse

4.1 Die Differenzdeckung leistet nicht, wenn

 a)  zum Zeitpunkt der Antragstellung der Differenzde-
ckung keine Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversi-
cherung bei einem anderen Versicherer besteht,

 b)  zum Zeitpunkt des Schadenereignisses keine Haus- 
und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung bei einem 
anderen Versicherer besteht,

 c)  die Leistungen bei dem anderen Versicherer in der 
Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 
durch Zahlung eines gesonderten Beitrags abschließ-
bar gewesen wären,

 d)  die Entschädigung des anderen Versicherers aufgrund 
einer Vereinbarung (z. B. Vergleich, Abfindung) zwi-
schen dem anderen Versicherer und dem Versiche-
rungsnehmer nicht zum vollen Ersatz des Schadens 
führt. Gleiches gilt, wenn aufgrund fehlender Nachwei-
se über die Schadenhöhe durch den anderen Versiche-
rer lediglich eine pauschale Entschädigung geleistet 
wird.

4.2  Ist der andere Versicherer aufgrund
 – Nichtzahlung der Beiträge (§§ 37, 38 VVG),
 – Verletzung von Obliegenheiten, 
 – arglistiger Täuschung
 ganz oder teilweise leistungsfrei, so entfällt auch die Leis-

tungspflicht aus der Differenzdeckung der VHV.

5. Verhalten im Schadenfall

 Der Versicherungsnehmer hat

 a)  dem Versicherer der anderweitig bestehenden Haus- 
und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung den Scha-
deneintritt anzuzeigen und dort seine Schadenersatz-
ansprüche geltend zu machen;

 b)  der VHV den Schadenfall unverzüglich anzuzeigen, 
wenn Schadenersatzansprüche zur Differenzdeckung 
geltend gemacht werden.

 Die übrigen in Abschnitt B3-3.2 der AVB HuG KLASSIK- 
GARANT genannten Obliegenheiten bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bleiben hiervon unberührt.

6. Dauer der Differenzdeckung 

6.1 Der Versicherungsschutz für die Differenzdeckung gilt 
längstens für 12 Monate und endet automatisch mit dem 
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Beginn des beantragten vollen Versicherungsschutzes. 
Eine vorzeitige Beendigung der bei dem anderen Versi-
cherer bestehenden Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht-
versicherung ist der VHV unverzüglich mitzuteilen. 

6.2 Sollte der Anschlussversicherungsschutz nicht zustande 
kommen, so kann ein Beitrag für den Zeitraum des Diffe-
renzversicherungsschutzes auf den Tag genau erhoben 
werden. 

6.3 Ab dem Zeitpunkt der Umstellung von der Differenzde-
ckung auf den vollen Versicherungsschutz ist der hierfür 
vereinbarte Beitrag zu zahlen.

32



Beginn des beantragten vollen Versicherungsschutzes. 
Eine vorzeitige Beendigung der bei dem anderen Versi-
cherer bestehenden Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht-
versicherung ist der VHV unverzüglich mitzuteilen. 

6.2 Sollte der Anschlussversicherungsschutz nicht zustande 
kommen, so kann ein Beitrag für den Zeitraum des Diffe-
renzversicherungsschutzes auf den Tag genau erhoben 
werden. 

6.3 Ab dem Zeitpunkt der Umstellung von der Differenzde-
ckung auf den vollen Versicherungsschutz ist der hierfür 
vereinbarte Beitrag zu zahlen.

Tarifbestimmungen Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 
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1. Geltungsbereich

Die Tarife gelten für Versicherungsnehmer, die zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses ihren Hauptwohnsitz in der Bundesre-
publik Deutschland haben. Versicherungsschutz gilt nur für im 
Inland gelegene Gebäude und Grundstücke. 

2. Vertragsdauer

Der beantragte Versicherungsschutz beginnt frühestens einen 
Tag nach Antragseingang um 0:00 Uhr bei unserer Gesellschaft 
der VHV und ist maximal 1 Jahr in die Zukunft möglich.

Die Vertragsdauer beträgt grundsätzlich 1 Jahr und verlängert 
sich automatisch um ein weiteres Jahr, sofern der Vertrag nicht 
fristgerecht gekündigt wird.

3. Beitrag 

Der Beitrag zur Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversiche-
rung richtet sich nach folgenden Tarifmerkmalen: 

a)  für Haus- oder Wohnungseigentümer 

 –  Berechnung nach Bruttojahresmiet- bzw. -pachtwert (je 
angefangene 1.000 EUR): Dazu zählen die Mietwerte aller 
vorhandenen Wohnungen und sonstigen Räume sowie 
Garagen und Nebengebäude einschließlich der Neben-
kosten, jedoch ohne Heizkosten.

 –  Alternative Berechnung nach Anzahl der Wohn-/Gewerbe-
einheiten: Alle vorhandenen Wohn-/Gewerbeeinheiten 
zählen als Berechnungsgrundlage. 

  Die Beiträge sind für jedes selbstständige, bebaute Grund-
stück getrennt zu berechnen. Bei der Berechnung sind 
sämtliche Wohneinheiten zu berücksichtigen, unabhängig 
davon, ob diese leer stehen, selbst genutzt oder vermietet 
werden.

b) für Wohnungseigentümergemeinschaften (WEG)

  Diese Berechnung ist ausschließlich bei Wohnungseigentü-
mergemeinschaften anzuwenden, d. h. es müssen einzelne 
Wohneinheiten mit mehreren Eigentümern vorhanden sein 
(gemäß Teilungserklärung im Grundbuch). Versicherungs-
nehmer ist stets die Wohnungseigentümergemeinschaft 
bzw. ein von ihr eingesetzter Verwalter. Die Beitragsberech-
nung erfolgt nach der Anzahl der vorhandenen Wohn- und 
Gewerbeeinheiten. 

c) vermietete Einfamilienhäuser

 Die Berechnung erfolgt je Einfamilienhaus.

d) Garagen / Garagenhof

 Die Berechnung erfolgt nach Anzahl der Stellplätze.

e) unbebaute Grundstücke 

  Die Beiträge sind für jedes selbstständige, unbebaute 
Grundstück getrennt zu berechnen. Bei Grundstücken über 
20.000 qm Flächeninhalt sowie bei Gärten und Parks, die 
auch der Öffentlichkeit zugänglich sind, ist vor Abgabe eines 
Angebots bzw. Aufnahme des Antrags eine Anfrage bei der 
VHV erforderlich. 

Die Zuordnung zu den Merkmalen gilt, solange die jeweiligen 
Voraussetzungen erfüllt sind. Änderungen sind unverzüglich 
mitzuteilen. Ändern sich dadurch die Tarifmerkmale, behalten 
wir uns vor, ab dem Zeitpunkt der Änderung den neuen Beitrag 
zu erheben.

4. Zahlweise / Ratenzahlung

Sofern keine abweichende Angabe gemacht wurde, wird jährli-
che Zahlweise vereinbart.

Bei unterjähriger Zahlweise erheben wir einen Ratenzahlungszu-
schlag. Dieser wird aus dem Jahresbeitrag berechnet und be-
trägt bei

– halbjährlicher Zahlung 3 %
– vierteljährlicher Zahlung 5 %.

Bei Vereinbarung eines SEPA-Lastschriftmandats verzichten wir 
bei unterjähriger Zahlweise generell auf den Ratenzahlungszu-
schlag.

Eine monatliche Zahlweise wird grundsätzlich nur angeboten, 
wenn ein SEPA-Lastschriftmandat vereinbart wird. 

5. Versicherungsteuer / Nebengebühren

Die VHV ist gesetzlich verpflichtet Versicherungsteuer zu erhe-
ben. Bei Haftpflichtversicherungen beträgt der Steuersatz 19 % 
(Stand: 1.1.2007). Nebengebühren (z. B. für die Ausfertigung der 
Versicherungsscheine) werden nicht erhoben.

6. Vorschäden 

Bei Schadenfreiheit in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung 
wird für die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 
ein Nachlass berücksichtigt.

Bei ein oder zwei Vorschäden beim Vorversicherer in den letzten 
fünf Jahren vor Antragstellung gilt für die Haus- und Grundbesit-
zer-Haftpflichtversicherung der dafür jeweils vorgesehene Tarif-
beitrag.

Bei drei oder mehr Vorschäden beim Vorversicherer in den letz-
ten fünf Jahren vor Antragstellung ist eine Annahme des Antra-
ges nicht möglich.
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7. Selbstbeteiligung

Auf Wunsch des Versicherungsnehmers kann eine Selbstbeteili-
gung von 150 EUR für Sachschäden vereinbart werden.
Die bedingungsgemäßen obligatorischen Selbstbeteiligungen 
sind zu beachten (siehe Produktübersicht und Verbraucherinfor-
mationen).

8. Gewerbliche oder berufliche Nutzung

Wird das zu versichernde Objekt mindestens zu 50 % gewerb-
lich genutzt, ist der Versicherungsschutz nur über eine gewerb-
liche Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung möglich. 

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn der Versicherungsneh-
mer auf dem Grundstück einen Betrieb unterhält oder einen 
Beruf ausübt (Ausnahme siehe Teil A, Abschnitt 1, Ziffer 1.3 der 
AVB HuG KLASSIK-GARANT bei Praxis- und Büroräumen bis 
zu 50 % Flächenanteil). 
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten durch die VHV Allgemeine Versicherung AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
30177 Hannover 
Telefon: +49 (0)511.907- 0
E-Mail-Adresse: service@vhv.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter den vorgenannten Kontakt-
daten oder unter datenschutzbeauftragter@vhv.de.
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrechtlich relevanten Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich 
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezo-
genen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hier-
bei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrags und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Wir verarbeiten diese personenbezogenen 
Daten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu 
können. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist. Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich. Darüber 
hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versiche-
rungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der VHV Allgemeine Versiche-
rung AG bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kun-
denbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, 
-ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorver-
tragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Ein-
willigung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit 
diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO 
i. V. m. § 27 BDSG. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfah-
ren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten auto-
matisierten Datenverarbeitungsverfahren.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO erforderlich 
ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren. Dies kann insbe-
sondere der Fall sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–  zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte 

der Unternehmen der VHV Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen,

–  zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalysen 
zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können,

–  zur Bearbeitung und Regulierung von Schäden, soweit Sie an dem jeweiligen 
Schaden nicht bereits als Versicherungsnehmer beteiligt sind, 

–  zur Erhöhung und Sicherstellung der Datenqualität, 
–  zur Risikosteuerung innerhalb des Unternehmens sowie der VHV Gruppe insge-

samt, 
–  zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Prozessen, Dienstleistungen 

und Produkten.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung 
gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts-
grund lage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Rege lun gen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke 
verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur 
Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kommuni-
kation zu dem betreffenden Vertrag oder Schaden, sofern Sie dieser Nutzung nicht 
widersprechen. 
Wir weisen Sie ferner darauf hin, dass wir Ihre E-Mail-Adresse, soweit Sie uns diese 
mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte ver-
wenden. Sie können auch dieser Nutzung jederzeit formlos widersprechen, ohne 
dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.
4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunter-
nehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut 
werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Ver-
trags benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen 
bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, 
zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen 
Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In 
unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.
Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
zum Teil externer Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister nebst, 
sofern erforderlich, der Fundstelle ihrer Datenschutzhinweise im Internet, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, sowie der Unterneh-
men unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, 
können Sie unserer Internetseite unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz 
entnehmen. Sofern von Ihnen gewünscht, können wir Ihnen diese Liste auch in 
Schrift form zukommen lassen.
Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, z. B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. Hierzu 
zählen u. a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der 
Geld wäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) oder an Beteiligte von Schadenfällen (bspw. Anspruchsteller), soweit dies 
zur Wahrung der berechtigten Interessen des jeweiligen Beteiligten erforderlich ist. 
Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.
5. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten 
 Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig 
durch rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im 
 Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung, dem Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb und dem Geldwäschegesetz geregelt sind. Die Speicherfristen betragen 
danach bis zu zehn Jahre. 
6. Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrechte
Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten  
zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihren Werbewiderspruch rich-
ten Sie bitte an  service@vhv.de.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie die-
ser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation 
Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht kön-
nen Sie ebenfalls unter der o. g. Adresse geltend machen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten 
Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in Niedersachsen, Prinzenstr. 5, 30159 Hannover. 
7. Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprü-
fung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Der Betrieb 
des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. 
Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO, die wir gerne erläutern:
Einmeldung:
An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte 
Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten könnten 
und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder 
im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, betref-
fen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemel-
det werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang 
zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug 
schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als 
gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grunde melden wir Fahrzeuge an das HIS, 
wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im Falle von 
Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn 
wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre 
Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die 
Einmeldung benachrichtigt. 
Anfragen:
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder 
Regulierung eines Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) 
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es 
nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sach-
verhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. 00
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Datenschutzhinweise
7. Selbstbeteiligung

Auf Wunsch des Versicherungsnehmers kann eine Selbstbeteili-
gung von 150 EUR für Sachschäden vereinbart werden.
Die bedingungsgemäßen obligatorischen Selbstbeteiligungen 
sind zu beachten (siehe Produktübersicht und Verbraucherinfor-
mationen).

8. Gewerbliche oder berufliche Nutzung

Wird das zu versichernde Objekt mindestens zu 50 % gewerb-
lich genutzt, ist der Versicherungsschutz nur über eine gewerb-
liche Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung möglich. 

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn der Versicherungsneh-
mer auf dem Grundstück einen Betrieb unterhält oder einen 
Beruf ausübt (Ausnahme siehe Teil A, Abschnitt 1, Ziffer 1.3 der 
AVB HuG KLASSIK-GARANT bei Praxis- und Büroräumen bis 
zu 50 % Flächenanteil). 
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Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungs-
falls relevant sind. 
Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer (als Folge einer 
HIS-Auskunft) in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über 
Ihren Schadenfall geben müssen. Diese Formen der HIS-Nutzung basieren sowohl 
auf dem berechtigten Interesse des Versicherers als auch auf dem Erlaubnistatbe-
stand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und f) DSGVO].
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 
In begründeten Fällen können Sie der HIS-Einmeldung und -Abfrage widerspre-
chen. Einen Widerspruch richten Sie bitte an die oben unter 1. genannte Adresse.

8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (z. B. zur Mitnahme 
eines Schadenfreiheitsrabatts in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben 
bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, 
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten 
mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
Diese Übermittlung basiert sowohl auf dem berechtigten Interesse des Versicherers 
als auch auf dem Erlaubnistatbestand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und 
f) DSGVO] .

9. Bonitätsauskünfte
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung aufgrund unserer 
berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur 
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 
Die von uns angefragten Auskunfteien entnehmen Sie bitte unserer Dienstleister-
liste.

10. Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt 
wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unter-
nehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vor-
handen sind. Detaillierte Informationen dazu sowie über das Datenschutzniveau bei 
unseren Dienstleistern in Drittländern finden Sie ggf. in unserer Dienstleisterliste. 
Sie können die Informationen auch unter den unter 1. genannten Kontaktinforma-
tionen anfordern.
11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, 
entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen oder die Kündi-
gung des Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der von Ihnen 
zu zahlenden Versicherungsprämie. 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem Vertrag gespei-
cherten Daten entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. 
Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher fest-
gelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: 
Bei Nichtzahlung des Versicherungsbeitrags erfolgt nach den jeweiligen Versiche-
rungsbedingungen eine automatisierte Vertragskündigung.
In der Kfz-Versicherung gewähren wir im Zuge automatisierter Antragsprüfung bei 
negativen Auskünften (Zahlungsunfähigkeit, eidesstattliche Versicherung oder Insol-
venzverfahren = sog. „harte Treffer“) keinen Kaskoversicherungsschutz und in der 
Haftpflichtversicherung nur Versicherungsschutz in Höhe der gesetzlichen Mindest-
deckung.
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